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Wie das Lehnswesen auü den Bedürfnissen des 
Heerwesens in erster Linie hervorg^egangen Ist, so ist 
auch die miUtarische Seite dieser nach und nach das 
ganze öffentliche Leben durchsetzenden Institution stets 
die hervorragendste und wichtigste geblieben. Ent- 
standen ist CS iii einer Zeit, in der in dem fränkischen 
Reich, in dem wir seine Anlange zu suchen liabon, 
die Naturalwirtschaft noch vollkommen vorherrschend 
war. Als Belohnung für geleistete und als T'iuor- 
stQtzung für zu leistende Dienste wurde an freie 
Franken Land vergeben. Ein echtes Lehen, feudum 
militare, bei dem die Dienste des Mannes vorzugsweise 
in kriegerischer Hülfe bestanden — zu unterscheiden 
von dem Zinslchen — , kann man in .gewissem Sinne 
• . als Sold bezeichnen. Schröder sielit in dem Lehns- 
wesen ^^cradezu die mittelalterliehe Form des Reichs- 
söldnerturas*). Von Söldnern im wahren Sinne des 
Worte kann man jedoch erst dann reden, wenn es 
sich um Personen handelt, die, an und für sich nicht 
zum Kriegsdienst verpflichtet, anderen ihre Dienste 
gegen eine Entschädigung zur Verfügung stellen'). 
Das feudale Söldnertum bildete sich erst dann aus, 
als auch andere Gegenstände als Land in den Bereich 
des Lehnswesens gezoe^en wurden ; Gegenstand der 
Belehnuug wurde schliesslich beinahe alles, was ein 

1} Schröder; Lehrbuch der deutbcheu Rechtägeschichte 

& 388. 

2) Spannagel: Geschichte» dw deutschen Heenresens. 
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Einkommen abwarf. In den Landen, in denen der 
Feudalismus seine höchste Entwicklung und seine bis 

ins einzelnste gehende Ansbilduiig eriahii ii hat, in 
den Haronicn des KüniiiTeiclis .lerusalem, wurde jedes 
Amt und jede > unktion, und sei sie auch die kleinste 
und unbedeutendste, als Leben vergeben. Prutz führt 
in seiner Kulturgeschichte der KreuzzOge an, dass in 
diesen Fürstentttmern selbst die Strassenreinigung in 
den Städten als Lehen vei^ben wurde. In ahnlicher 
Weise wurden in den Landen des Abendlandes Zölle 
und Münzen Gegenstand der Belehniuig und in i rank- 
reich wurde das Recht des nclcits der Kaufleute, die 
Berechtigung, öffentliche Ofen zumWärmen aufzustellen, 
und gar das Hecht zum Ein fangen von Bienenschwiirmen 
als Lehen vergabt ^). Die Funktionen unseres heutigen 
Pachtvertrags wurden im Mittelalter also durch den 
Lehnvertrag erfüllt; das Lehnswesen gab eben oft 
nur den Rahmen, die äussere Hülle ab, unter der sich 
allmählich ganz anders geartete Verhältnisse ent- 
wickeln sollten. Unter lehnsreelulii Jien Formen ver- 
steckt finden wir auch die Anfänge des mittelalter- - 
liehen Söidnertums. Mit der wachsenden Bedeutung 
des Geldes entsteht das Kammerlehen, feadum camerae 
oder de camera^). Gegenstand der Verleihung war 
hier nicht Land oder irgend ein Besitz, sondern eine 
in gewissen Zeitabständen — jährlich oder halbjährlich 
waren die gewöhnlichen Termine — regelmässig zu 
zahlende Geldsuunne. Indem die Gegenstände der 
möglichen Verleilum.u' auf Geld ausgedehnt wurden, 
wurde das LehnsAvesen seinem ursprünglichen Oha- 

1) Wa r n k ö 11 1 und Ö t e i u : Frauzüöiische Staatb- uud 
Eechtsgeschichte, I 246. 

2) Ober dM Kammerlehen vgl Horn eye r: System des 
Lehnsreehts, Berlin 1844, & 484 t 
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rakter völlig entfremdet. Das ethische Band der 
gegenseitig:en Treue, auf dem das ganze Feudalsystem 
beruhte, hörte damit volikommen auf und das Vasal- 
litätsverhältnis wurde in ein einfaches Soldverhftltnis, 

oder, wie Prutz es ausdrückt, die Verbindung des 
MaiiüC6 zu isciiicni Herrn in die eines Söldners zu dem 
ihn bezahlenden Feldli.uipniiaiin verwandelt i). 80 
lallte das Lclmsvvesca auL Uruudstücke und dergleichen 
beschrankt blieb, bildete dieses eine gewisse Gewähr 
für die Dauer des Verhältnisses; es sicherte dem Va- 
sallen und seinem Geschlecht Besitz und Genuss des 
Lehens, dem Herrn den Dienst des Kannes in erhöhtem 
Masse zu; bei der Belehnung des Mannes mit einer 
jährliehen Rente war eine weit leichtere Lösung des 
Vasallit;lt8verliäUni.^ses möglich*^). Die deutschen Kechts- 
büchcr erkennen ein Kammerlehen nicht als echtes 
Lehen an, weil der Mann keine Gewere an ihm habe. 
Das süh weibische Lehnsrecht führt aus: „Kammerlehen 
is nit rechtes lehen, daz hat ende, so der herre und 
der man wil.*^ Aber für die tatsächliche Entwicklung 
dieser Art von Lehen war das von geringer Bedeutung ; 
je mehr das Geld die NaturalwirtsLliafr verdrängte, desto 
wichtiger und bedeutungsvolkr wurde das Kammer- 
lehen. — In grosser Zahl und mit grosser Regeiina.ssig- 
keit tritt das Geldlchen auf, wo es sieh um Verbin- 
dungen deutscher Fürsten mit fremdeji Mächten handelt. 
An und für sich schon barg der Feudalismus für jede 
staatliche Ordnung und Einheit grosse Gefahren in 
sich. Es möge hier genügen, daran zu erinnern, dass 
es dem französischen Königstum erst dadurch gelang, 
grösseres Ansehen und grössere Macht zu erringen, 



1) Prutz: DI© Kultur der Kreuzzüg-e, S. 164. 

2) Homeyer: System de« Lehorechts. 
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diiss es ihm giUckte, die ^Gefährlichen Einrichtungen 
des Lehnswesens einzuschränken und abzuschaffen 0, 
da^s ferner ein Hauptgrund für die Zerrissenheit Deutsch- 
lands der war, dass seine Herrscher durch andere 
Aufgaben verhindert waren, in der ^jrleichen Weise 
vorzugehen. Wenn das Lehnsweseii nun noch eine 
nähere Verbindung der deutschen Fürsten mit dem 
Ausland zuiiess und erleichterte, so war dadurch der 
l^cstand des Reiches noch mehr gefährdet und fremder 
Kinmischung in deutsche Angelegenheiten Tür und 
Tor geöffnet. Zwar sollte nach den deutschen Rechts- 
büchem ein Reichsfttrst keines Laien Mann seUi als 
des deutschen Königs Aber dieser Rechtssatz wurde 
nicht im mindesten eingehalten. Wurden selbst hie 
und da Laiidleheu von fremden Herrschern an Mit- 
glieder des Reichs verliehen, so handelte es sich bei 



1 Roth : Fcudalität und Unti rtantinvvrbHnd, WeioiHrl863. 
2) Lninln iht des Sacliscnspiegcls: ,D<rs riket» voihtc uo 
ttoU'ii iH'iioii Icieii to hcrreii heben, wenn den koiiig." Lelm 
recht des Sachseiispic^rels: „Swe so vaiilen hcvet, wen vor.ste 
is, die ne sal neiii'ii leien to Herren heben, ane den korn;^"." 
Der Sachsenspie^ici i.st ursprünglich kein offizielU-s Kcchtsbiich, 
M.ii lt'iii eine Aufzeichnung^ den in Sach.seii ül)lii-hcn Hechts. 
1 ruiic «einer erhöhten Bedeutung war öeine (iültigkeit keine 
allgemeine. Wenn er es uuu als Rechtssatx aussprach, dass 
die Keichsfürslen von keinem Laien Leiten nelimen dürften, 
atf» dem deutschen König, so wnrde das In politisch freieren 
Gebieten des Reichs veder praktisch noch theoretisch anerkannt. 
Ebenso wie der Sachsenspiegel ein Niederschlag des sftclisischon 
Rechts ist| so ist die Behauptung des hennegaufschen Chronisten 
Giselbert, dass die deutschen Fürsten auch Vasallen fremder 
Könige sein dürften, niciits als eine grundsätsliche Festsetaung 
der tatsächlich bestehenden Verhältnisse des westlichen Deutsch- 
lands. Siebe F i c k o r : Vom Heerschild» Innsbruck 1862, S. 72 
und Giselbert: Cbronicon Hannoniense, 8. 211. 
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den internationalen» lehnsrechtlichen Verbindungen 
deutscher Fürsten mit dem Ausland in weit grösserer 
Anzahl um Eammerlehen. In ttberwiegendem Masse 
kommen derartige Verträge im Westen des Reichs 

vor; nicht ohno Grund; berührten sich doch einmal 
hier Frankreich und Deutschland in einer sich hiiii"- 
hinstreckenden Grenzlinie, und auch zu England hatten 
die westlichen Gebiete des Reichs, besonders die am 
Niederrhein gelegenen, durch den rasch aufblühenden 
Handel mannigfache Be2iehungen. Der Umstand, dass 
der Mittelpunkt des Reichs mehr und mehr nach Osten 
rückte, trug dazu bei, die Lande des Westens dem 
Reich zu entfremden und immer mehr sich selbst zu 
überlassen. Die lehnsrechtliciien Rezichuiii^ou deutscher 
Fürsten zu fremden Mächten erwuchsen aus dem Be- 
dürfnis der letzteren, sich die railitürischen Kräfte 
ihrer deutschen Nachbarn nutzbar zu machen. Ent- 
standen sind sie in den grossen KAmpfen, die im 
Mittelalter zwischen England und Frankreich tobten 
Es sind dies die Kriege, die um den Besitz der Nor- 
mandie und der durch Heirat von England in Frank- 
reich erworbenen Besitzungen zwischen den franzö- 
sischen Königen und ihren unbotmässi,i;cn Vasallen, 
den Herrschern von England, geführt wurden, und 
der hundertjährige Krieg. England hatte sowohl ein 
politisches wie militärisches Interesse daran, sich die 
kriegerischen Kräfte von West- Deutschland zu sichern. 
Politisch schon war es für den englischen König von 
grossem Werte, wenn es ihm gelang, die deutschen 
Fürsten an der Westgrenze des Reichs auf seine Seite 
zu ziehen und so den ( legner auch von dieser Seite 
aus zu gefährden und abzuschiiessen. Der Hauptgrund 



1) F i e k e r : Vom Heerscbild, S. 75 ff. 
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für die cni^liselie Politik aber war eia anderer. Da 
die Kämpfe utich Lage der Dinge auf dem Festlande 
geführt werden moasten, so war England insofern im 
Vorteil, als es durch seine Lage vor der Gefahr einer 
feindlichen Invasion einigermassen geschätzt war. 
Andrerseits war es Frankreich gegenüber im Nachteil, 
da die Überführung grösserer Truppenmassen über 
den Kauiil mit grossen Schwierigkeiten und Kosten 
verbunden war. Infolgedessen waren die en^^lisehen 
Ilcrrs( her genötigt, dem Mangel an eigenen Truppen 
auf dem Festland durch Verbindung mit anderen 
Staaten abzuhelfen. Die Folge dieser Politik Englands 
war, dass Frankreich seinerseits in der gleichen Weise 
vorging, einmal um seine Heere zu verstärken, zum 
andern, um die Bemühungen des Gegners zu erschweren 
und zu vereiteln. So sehen wir beide Mächte um die 
Freundschaft und BundesirenoRseuschaft der deutsehen 
Fürsten werben. Deutschland wird jetzt das Land, 
aus dem fast alle seine Nachbarn ihre Heere rekru- 
tieren während des ganzen Mittelalters bis tief in die 
Neuzeit hinein. Die Form der Verträge, durch welche 
die f^mden Herrscher die Unterstützung der deutschen 
Fürsten gewinnen, ist gewöhnlich die der Kammer- 
lehen; nicht ausschliesslich allerdings. Neben den 
vasallitischen Verträgoi kommen auch einfache Schutz- 
und Trutzbündnisse vor, in denen beide Parteien als 
gleichwertige Mächte einander gegenüber stehen und 
nicht die eine der anderen untergeordnet ist 

Allerdings waren die auswärtigen Könige auch 
dann noch hie und da der zahlende Teil, da sie die 
rintersttltzung ihrer deutschen Freunde oft durch be- 
trächtliche Subsidien erkaufen mussten. Diese nicht 
lehnsreclitlichen Vertrii.ne konmirMi dann meist vor, 
wenn die Verbindungen von beiden »Seiten wirklich 
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rein politische sind, wenn beide Parteien die gleichen 
Interessen und Ziele durch sie verfolgen. Um einen 
derartigen Vertrag handelt es sich stets bei den Ver- 
bindungen des deutschen Königs mit fremden Mftchton; 

denn natürlich kuimte der römische Kaiser sich nicht 
zum Vasallen eines aiuhMcii Fürsten herabwürdigen, 
ihm den Tronoid leisten und Kriegsdienste tun. Aber 
auch andere Mitglieder des Reiches werden von aus- 
wärtigen Herrschern als gleichberechtigt anerkannt. 
Am bekanntesten von derartigen Verträgen ist Im 
Mittelalter das Bflndnis zwischen dem Könige Karl VII. 
von Frankreich und dem Herzog Friedrich von Öster- 
reich im Jahre 1430^); aber es ist nicht da.s erste. 
Bereits 1303 kam es zu einem ähnlichen Bündnis 
zwischen Philii)p IV. von Frankreich und Wenzel II. 
von Böhmen, seriell tet i;eüen den damalij^en deutschen 
König Albrecht I.^). Beide Teile stehen einander als völlig 
gleichwertig gegenüber, auch darin, dass die Kosten 
eines etwaigen Feldzuges gleich verteilt sind, ohne dass 
Wenzel durch Subsidien unterstützt wurde, eine Er- 
leichterung, die selbst deutsche Könige, wie Otto IV., 
Adoir von Nassau und Ludwig der Bayer, nicht ver- 
schmäht hatten. Ein ähnlicher Vertrag wurde 1324 
zwischen dem Herzog Leopold von Österreich und dem 
(ranzösischeu König abgeschlossen^). In diesem Ver- 



1) Lttnig: Codex Germaniae diplomaticus, Leipzig 1783 
bis 34» n 589. Vgl. aaeh Herbome«: Le traitö de 1490 entre 
Charles VII. et le duc d*AiUriehe (Revue des questions histori- 
ques XXXI 1881) und von Beaold: Das Bttndnisrecht der 
deutschen Beichsfürsten bis zum westfälischen Frieden. Bonn 1904. 

8) Emier: Regesta Bohemiae et Moraviae« Prag 1866, 
II 866. Praktische Bedeutung hat dieser Vertrag nicht erlangt, 
da Wenzel bald darauf starb. 

3) 8 i e ▼ e r s : Die politischen Beziehungen König Lud- 
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trag erlangt der Herzog zwar nicht die aktive Hilfe 
des französischen Herrschers, wohl abnr beträchthche 
Subsidien. In grösserer Anzahl treffen wir derartige 
auf gegenseitiger Hilfe berubendcn Schutz- und Trutz- 
bündnisse deutscher RcicbsangebOrigen mit den fran- 
zösischen Königen in der Mitte des 15. Jahrhunderts 
an Auch zwischen England und deutschen Fürsten 
wurde oino Anzahl solcher Verträge abgeschlossen. 
So 1339 zwischen Eduard III. und den Herzös-en Albert 
und Otto von Österreich Mit 200 Berittenen soll 
auf Verlangen der eine dem anderen beistehen, und 
zwar soll die Kosten des Unternehmens diejenige Partei 
tragen, die die Hilfe der anderen begehrt. Von einer 
Unterordnung der Herzöge unter den englischen König, 
wie eine vasalütische Verbindung sie bedingt hätte, 
ist keine Rede. Die meisten übrigen deutsch-englischen 
Kriegsverträge, die nicht vasalliti^che sind, sind Sub- 
sidienvertrÄge auf beschrankte Zeit, gewöhnlich für 
ein Jahr oder sechs Monate. Für die einmalige Zah- 
lung einer bestimmten Kriegsunterstatzung leisten die 
deutschen Fürsten den englischen Herrschern während 



wigö des Bayern zu 1' raukreich, 18%, S. 23. Böhmer; lle|^etiteu 
Ludwigs des Bayern, S. 314. 

1} So ein Vertri^ des fruisSsischeii Königs mit Gerhard 
von Jülich und Berg- 1455 (Lacomblet: Niederrheinisches 
Urknndenbucfa, Düsseldorf 1810— 58, IV 370); mit dem Erzbischof 
von Cöln 1444 (Laeomblet IT und mit den HersSgen 
von Sachsen 1444 (Leibnits: Codex iuris gentium diploma» 
ticus, Hannover 1693, 1 876). Femer kam es in den flandrisch- 
hennegaoschen Wirren am Ende des 13. Jahrhunderts und im 
Anfang des 14. mehrfach zu Verbindungen des französischen 
Königs mit dem Grafen von Hennegau. Beiffenbcrjr: 
Monuments pour scrvir k l'histoire de Namur, Brüssel IHBü, III. 

2)Dumont: Corps universcl diplomatique du droit 
des gens, Amsterdam 1726—31, I 172. 
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der uusbeduHpfonon Zeit Heeresfolf^e. Hauptsächlich 
wurden solche Subsidienverträ^^e abgeschlossen mit 
den niederrlieinischen Herren»); ferner jedoch auch 
mit Trier 1859 >) und der Pfalz») 1337. 

Diese Art von Verträgen ist jedoch nicht die 
gewöhnliche; weitaas häufiger sind, wie gesagt, die 
Bündnisse, die in den Formen der Kammerlehen die 
deutschen Fürsten zu Vasallen der fremden K iii-o 
maciiten. Das erste bekannte näher zu fixierend»^ der- 
artige Verhältnis fällt in das Jahr 1172 und l uhrr uns 
in die niederländischen Landschaften*). Der lir-nue« 
gauische Chronist Giselbert berichtet^ dass Graf Bal- 
duin von Hennegau von dem Könige von England 
jährlich 100 Mark erhielt, wofür er ihm den Lehnseid 
leistete •'); zugleich wurde auf Veranlassung des Grafen 

1) Vgl. Kymer: Foedera, litterae, conventiones . . . 

2) Günther: Codex Rheno-Mosellanus, Coblenz 1Ö22-26, 
III 380. 

3) Kymer: Foedera . , . 

4) Wenn auch die Grafen von Flandern in «rster Linie 
französische Vasallen waren und nur für den weitaus kleineren 
Teil ihrer Besitzungen, das sog. Reich.Hilandern, den deutöthen 
Königen den Lehnseid schuldeten, so nuisä an dieser Stelle an 
ihreYerblndiuigeii mit den englischen Königen doch wenigstens 
erinnert werden; diese beginne lange vor dem Jahre 1172« 
Bereits 1101 wurde Graf Bobert von Flandern fflr eine jährlich 
SU aahlende Summe von 400 Mark Lehnonann König Heinrichs I. 
von England. In dem Vertrag wird in erster Linie des Ver- 
bUJtnissee der flandrischen Grafen su den firansösischen Königen 
gedacht und erst an aweiter Stelle mehr nebensächlich auch 
des deutschen Königs. 

&) Ficker: Vom Heerschild S. 75. Eine Angabe des 
Chronisten deutet jedoch darauf hin, dass diese vasaUitische 
Verbindung eines Grafen von Hennegau mit dem Könige von 
England nicht die erste war; er berichtet: „Balduinus, comes 
Hannoniae . . . hominium freit et sicnt eins pater ab ipso rege 
et eins avunculo Uenrieo rege AugUae infeodatU8 fuerat." 
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ein l'](l(*lmanii aus Ilonne^au, Jacobus do Avctliuis, 
für ciiio jährliche Zahlung" von IK) Mark Lelnisniann 
des Kölligs. In f^rösscrer Anzahl finden wii' solche 
vasalUtischen Soldvorträge zwischen deutschen Fürston 
und englischeu Herrsühern am Knde des 13. Jahr- 
hunderts vor. Neben anderen waren England als 
Lehnsmannen zur Kriegshilfe verpflichtet: der Erz- 
bischof von Köln, der Graf von Katzenellenbogen, 
Philipp von Savoyen und Walram von Montjoie und 
Falkenberg*); in der Mitte des 14. Jalirlumdorts e:e- 
liürteii von deutschen Fürsten dem en.^lisclicn Lehns- 
hofe an: Jtdich, Geldern, Limburg, Brabant, Theoderich 
von Montjoie und Falkenberg, Graf Adolf von der Mark, 
sein Nachfolger Engelbert und Graf Heinrich von Hol- 
stein und am Ende des Jahrhunderts kamen hinzu 
der Graf von Mörs, der Erzbischof von KölUf der 
Pfalzgraf Ruprecht und sein Sohn, der Herzog von 
Berg und nichrere deutsche Ritter. 

Derartige vasallitische Beziehungen Frankreichs 
zu Deutschland scheinen etwas später begonnen zu 
haben, als die Englands, stehen diesen an Zahl jedoch 
nicht nach. Das erste bekannte derartige Bündnis 
wurde im Jahre 1213 zwischen dem Herzog Heinrich 
von Lothringen und König Philipp H. von Frankreich 
geschlossen^). Die Herz^^e von Lothringen bleiben 

1) YgL die Vertrüge bei Rymer: Foedera, Utterae . . . 
[iünig: Codex Oernumiae dfplomaticiiB» Leipzig 1782^84. 
Lacomblet« NiederrhdniMheB Urkundenbuch III und IV. 

3) Vgl. Ficker: Vom Heerschild. Der Wortlaut deB 

Vertrages ist vorzufinden bei II u i 1 1 a r d - B r e h o 11 e s : Historia 
diplomatica Friderici II, Paris 1862—61, 1 266 und bei Bouquet: 
Scriptorcs rerum Gallicarum . . Paris 1738-1876, XVITT 657. 
Es scheinen jedoch die lehnsrechtlichen Beziehungen zwiselica 
dem Herzog- und dem französischen Köni^rfi schon älteren 
Datums zu sein und nun bei Gelegenheit der Vermählung de» 
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während des ganzen 13. Jahrhunderts getreue Vasallen 
der französischen Köni^^o, jedenfalls wird im Jahre 1287 
dem Herzog Friedrieh die ihm von König Philipp III. 
verliehene Lehnsrente von dessen Nachfolger, Phi- 
lipp IV., erneuert und vermehrt ^\ Zahlreicher treten 
solche Verträge um die Wende des 13. Jahrhunderts 
auf, wo Crraf Heinrich von Luxemburg, der nach* 
malige Kaiser Heinrich VII., sein Bruder Balduin, 
später Erzbischof von Trier, der oben erwähnte Herzog 
Friedrich von Lothringen, Graf Florenz von Holland, 
der Graf von Hennegau und mehrere burgundische 
Adelige nacliw eisbar zu den Vasallen der französischen 
Könige gehörten; in einem ans dem Jahre l^öH stam- 
menden \'erzeichnis derjenigen, die seit Begiini des 
hundertjährigen Krieges in den Lehnsverband der 
französischen Herrscher eingetreten waren, finden wir: 
Walram von Zwelbrflcken, die Bischöfe von Metz und 
Lottich, die Erzbischöfe von Trier, Mamz und Köln, 



Herzogs mit einer Tochter Philipps II. nochmals anerkannt und 
besttttisrt worden zu sein. Es heisst in der Urkunde; Jnsnper 

et qtiadra<4-inta libras einsdem monetae (libras Parisienses), qnas 
ei de füodo dedimus, eidetn annuatim reddemus in purificatione 
beatae Mariae." Die Perfektform in pdedinius" kauu sich zwar 
auch auf die vorher<i:ehondc körpcrlichp Belchmttijr heziehcMi, 
jedoch deutet das Wort ^reddemus" auf eine Erneuerung" der 
f>ch'hnuTij»' hin. F i c k e r w eist darauf hin, dass der Herzoge 
bereits im Jahre 1204 als französischer Vasall riac-lizinveisen ist. 
König' Philipp Schwaben erklärt sich 1204 bereit, dahin zu 
wirken, das.s der Herzog' die Guu8t des l'ran/.ösisclieu Königs 
erlange, so dass dieser ihm beistehe „et propitius et favorabilis 
ei Bit super bonis, quae ab ipso In feoduoi debet habere'*. Es 
werden diese «bona" jedoch vohl weniger in Geld, nln in Land- 
lehen bestanden haben. 

t) Calmet: Histoire ecclAsiastique et dvilc de Lorraine, 
Nancy 17S8, III 138. 

2 
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den Herzog von Brabant, den Herzog von Jülich, den 
Grafen von Namur und eine Anzahl deutscher Ritter 0. 
Die letzten derartigen Lefanaverbindungen fallen in 
die Mitte des 15. Jahrhunderts. Neben England und 

Frankreich koinincn von den Staaten Europas nur 
wenige in Bctradit: Schottland, Dänemark und Ca- 
stilien*): aber die vorkommenden Verträge sind nur 
ganz vereinzelte; in der Hauptsache interessieren nur 
die lehnsrechtlichen Beziehungen Deutselilands zu 
England und Frankreich, — Zu der Zeit, wo die 
Kammerlehen aufkamen, war die Erblichkeit der 
Lehen schon durchweg anerkannt; immerhin kommt 
es bei den uns interessierenden Verhältnissen sehr 
häufifr vor, dass die Lehnsrente nieht für immer, son- 
dern nur auf die Lebenszeit des Herrn oder Mannes 
verliehen wird. Die Entwicklung des Kanuuerlehens 
musste dahin gehen, die Erblichkeit, die ihm ja auch 
durch seine lehnsrechtiiche Form zukam, allmählich 
abzustreifen; fehlte doch dem Kammerlehen gerade 
dasjenige, was bei der Entwicklung des Lehnswesens 
die Vererblichung der Lehen wünschenswert und auf 
die Dauer unumgänglich notwendig gemacht hatte: 
der Besitz an iriiend einem Gegenstände. Der Wunsch, 
das in seinem Besitz befindliche Out auch seinen 
Erben zukommen zu lassen, musste den Vasallen zu 
dem Streben antreiben, sein Lehen erblich zu machen; 
bei dem Kammerlehen aber hatte der Mann gar keinen 
Besitz, sondern nur die Nutzniessung eines in Wahr- 
heit nicht einmal vorhandenen, sondern lediglich ge- 
dachten Kapitals. Für unsere Verhaltnisse kommt 

1) Brüssel: Nouvel exanien de Tnsage des fiefs . . . . 
Aussog aus: Memorial de la chambre des comptes. Vg^I. auch 
F i e k e r : Vom HeersehUd. 

2) Fickert Vom Heefschild. 
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noch hinzu, dass derartige Verbind uiiiion oll imi- für 
eiaen ganz bestimmten Fall geschlossen wurden, mit 
dessen Erledigung sie von selbst wieder aufhörten oder 
doch sehr an Bedeutung verloren. Wenn wir trotz- 
dem auch hier die Verleihung eines derartigen Lehens 
nicht nur für die Lebensdauer des Vasallen, sondern 
auch darüber hinaus für seine Erben und Nachfolger 
vorfinden, so ist dab jedenfalls nur deshalb geschehen, 
weil die Erblichkeit als zugehörig zu einem Lehen 
angesehen wurde, teils wohl auch, um dem an und 
für sich nicht sehr starken Bunde grössere Festigkeit 
und längere Dauer zu sichern. Die ersten derartigen 
Lehnsverbindungen deutscher Fürsten mit Frankreich 
sind nicht erblich, sondern nur für die Lebensdauer 
des Mannes abgeschlossen. Den ersten Fall, dass die 
Verleihung auch auf dessen Erben ausgedehnt wird, 
finden wir im Jahre 1297. Philipp TV. von Frankieich 
verleiht dem Grafen von TTennegau „sex niilia libras 
turouenses annui et perpetui redditus, habendas ab 
ipso, heredibus et successoribus suis et tenendas in 
feodum a nobis et successoribus nostris^ Sogar für 
die einmalige Zahlung einer bestimmten Summe leisten 
Graf Adolf von der Mark und Cleve und Herzog Rai* 
nald von Jüfich dem französischen König den Mann- 
schattseid nicht mir lur sicli, sondern auch für ihre 
Erben diese Vertrage sind natürlich, praktisch an- 



1) Beiffenbergs MonumeDts k servir A rhistoire de 
Namtir ... III 560. 

2) L a c 0 m b 1 e t:.Niederi"hein. Urkundcnbuch IV 8 und 36. 

In dem mit dem Her/o"' von Jülich abc:oscliIosR<»Tion Vertrage 
werden bereits o'onHUcrc Bcstinnminjrcn ülior den Li^lm^r-id 
des Nachfolgers getroffen. Der Ki-hc und N.itlil olger »ks lior- 
7.02"s soll dem französi>ichen König^e iniicili.ilb der ersten drei 
Monate nach dem Tode des Hcrzojjs di-n Vasalleneid leisten; 
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gfewandt, von geringer Bedeutung; für eine einmalige 
Zahlung kann nur ein einmaliger Dienst verlangt 
werden; dass aber der Vasall während seines ganzen 
Lebens oder gar seine Nachfolger noch dafür Dienste 

leisten sollen, ist undenkbar; stets wird der Herr die 
Hülfe seines Maniics durch neue Geldzahlung erkaufen 
müssen; ea kann ein solclics Bündnis in Wahrheit 
nichts anderes sein, als ein Subsidienvertrog für einen 
einmaligen Krieg. Bei den meisten von englischen 
Herrschern an deutsche Fürsten verliehenen Geldlehen 
ist von Vererblichung nicht die Rede; nur bei einzelnen 
ist die Verleihung des Lehens auch auf die Erben 
ausgedehnt, wie in dem zwischen König Johann und 
Wilhelm von Holland 121;} abgeschlossenen Vertrage M 
und in dem Bündnis des englischen Köniirs mit Dietrich 
von Montjoie und Faikenberg 1337 und mit Adoll von 
Cleve 1352*). Bei den übrigen Verträgen ist entweder 
gar nichts über die Dauer des Vertrags erlslärt, oder das 
Lehen wird ausdrücklich nur dem Beliehenen übertragen 
„ad totam vitam suam", wie es zumeist beisst'). Einen- 
rechtlichen Anspruch auf das Lehen hatten sonach 
die Erben nur in der Minderzahl der Fälle; die fak- 



ist er jcdfK-li durch Abwesenheit, Kranklieit oder Gefangenschaft 
daran verhindert, so soll die Frist auf ein Jahr criiöht werden. 
Verweigern durl er den Eid, falls er Geldtorderungen au den 
König hat. 

1) Rymer: Foedera, litterae ... I 110 und Rlnit: 
Historia critica comitatuA Hollandiae et Znlandiae, Middelburg 
1777, II 349. 

S) Vgl. Rymer: Foedera . . . 

8) Ygi, die YertrUge Bogrlands mit Walram von Montjoie 
mit Johann III. von Brabant 1339 (Lünig^: Cod. Oerm. 
dipl. II 1231), mit Heinricii von Holstein 1356 (Arehiv der Oe- 

sell;?chaft für ältere Geschichte VI 914), mit Reginald von Gel- 
dern 1341 nnd mit Friedrich von Cöln 1398. 
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tische AnerkoTinung dieses Anspruchs war natürlich 
dann noch eine Frage der politischen Lage;. es geschah 
allerdings hie und da^ dass durch das Ableben des 
Vasallen die Verbindung der beiden Mftchte nicht 
aufhörte; es findet in detn Falle jedoch beinahe stets 
eine neue Belehniiii.i;' statt, bei der dann auf die langen, 
frcundsohaftlic'hen Beziehungen der beiden Häuser hin- 
gewiesen wurde. 

Die Leistungen des Lehuslierrn bestanden vor 
allen Dingen in der Zahlung des Lehnsobjekts, der 
jährlichen Rente. Die Hobe der zu zahlenden 8umme 
ist eine sehr verschiedene, je nach der Stellung und 
dem Rang des Mannes und nach der Höhe der ver- 
einbarten Eriegshttlfe. Eine solche Höhe, wie die 
Summen sie in den Subsidienverträgen erreichten 
erlangten die Geldlehen natürlit h nicht, da ihre Zahlung 
sieh jälirlich wiederholte, aber innnerhin wurden 
Renten in der Höhe von 1500 Pfund Sterling, 6000 Tour- 
nosen oder 7000 Francs als Lehen vergeben. Neben 
der Benennung eines solchen Lehens einfach als 
„feodum'' kommen in unseren Verträgen noch andere, 
speziellere Bezeichnungen vor: „pensio annua, provisio, 
redditus, pension, rente**. Die allmfthlich allgemein 
übliche Benennun,c:, die auch für die ganzen Verhält- 
nisse den Namen gegeben hat, ist „pensio unnua" oder 
„pension", wenn die Urkunde in französischer Sprache 
abgefasst ist. Während in den ersten Verträgen eine 
nähere Benennung nicht vorkommt, tritt am £nde des 
13. und im 14. Jahrhundert, die Bezeichnung ^^rente^ oder 
in den in latemischer Sprache formulierten Verträgen 

1) Hersog von Brabant erhielt von dem englischen König 
für die Zusage, ein halbes Jalir lang mit 200C M-.mn dieaeo KU 
wollen, die Summe Ton 1^000 Uvrofl, 23. IV 1295 (Ky iDcr: 
Foedera II 820), 
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die Bezeichnung „redditus'* auf, um in der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts dem dann bald allgemein 
üblichen „pensio annua^ bezw. „pension*^ Platz zu 
machen*). Allmählich fällt das Beiwort „annua" hin- 
weg und .,pensio'', ursprünglich einfach Zahlung bc 
deutend, erhält niieh und nach den Sinn und die Be- 
deutung einer in jedem Jahre regehnilssig siel i wieder- 
holenden Geldzaldung. — Die Pension war nicht das 
einzige Lehnsobjekt; wie wir bereits oben sahen, 
wurde selbst eine einmal zu zahlende Summe als 
Lehen verliehen, für die der Empfänger fttr sich und 
seine Erben den Mannschaftseid leistete. £s werden 
allerdings diese Summen nicht direkt als Lehen be- 
zeichnet, wiihrend bei der Verleihmi;; von Pensionen 
meist „in feodum" oder „loco leuui^ hinzugefügt wird; 
immerhin aber wird im Jahre 1401 der Herzog Wilhelm 
von Jalich-Geldern Lehnsmann des französischen 
Königs „pro summa quinquagmta millium scutorum 
auri semel . . . , habenda** *), ebenso erklärt 1402 
Qraf Adolf von Cleve und der Mark, dass er Vasall 
des Königs von Frankreich geworden sei „mediante 
summa quinquaginta millium florenorum auri ad 
scutum" und das nilmliche bekundet HOö Herzog 
Rainald von Jülich und Geldern „ratione et ex causa 
quadraginta millium scutorum auri'^ — Die Zahlung 

Ij Dati Wort ^rente" findet sich iu düiii Vertrag lltiurichs 
von Luxemburg- mit dem französischen König 1294 (Lünig: 
II 1617), in dem fransösisch-hennoganiflchen Bündnis von 1297 
(Reiffenberg: III &60} und dem englisch-jüli^hschen Ver- 
trag 1389. Die Beselchnnng ypensio* findet sich stierst in den 
Verträgen Franlcreichs mit dem Grafen von der Mark 1378 und 
dem Herzog von Jülich 1880 (L a c o m b 1 e t s III 825 und 851). 

3) Lacomblet: Niederrli. Urlcnndenbttcli lY 8. 

3) L a c 0 m b l o t : IV 8. 

4) Lacomblet: IV 35. 
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des Lehnsobjekts war aber nicht die einzige Ver- 
pflichtang des Herrn. Ausser der jahrlichen Rente 

bezw. der einmal gezahlten Summe erhielten die Va- 
sallon Iiic und da noch besondere Vergünstigungen. Ein- 
zelne erhalten bei dem Eintritt in das Eehnsvcrhältnis 
eine grössere iSumme einmal ausgezahlt; im Jahre 1295 
wird Graf Florenz von Iloilaud Lehnsmann des Königs 
Philipps IV. von Frankreich „mayennant une rente 
viag^re de quatre mille livres toumois et une somme 
de vingtcinq mille livres une fois payö" 0* In gleicher 
Weise erhält Johann von Hennegau 1346 neben seiner 
Pension 20000 Florin ^^z. In dieser einmaliger Geld- 
zahlung haben wir wohl nichts anderes zu erkennen, 
als die später so häufig auftretende Verehrung, durch 
die die deutschen Fdrsten und Kurfürsten im 16. Jahr- 
hundert und vor allem bei der Wahl Karls V. sich 
die Taschen zu fallen suchten'). Neben den an- 
geführten ttbemahm der Lehnsherr des öfteren noch 
andere Verpflichtungen. Das Verhältnis des Hannes 
zum Hcri n beruht ursprünglich ganz auf Gegenseitig- 
keit; ebenso wie der Mann seinen Herrn zu verteidigen 
hat, übernimmt dieser den Schutz des Vasallen. Bei 
Verträgen, wie sie uns hier beschäftigen, deren Zweck, 
wie wir sahen, in der Regel der war, dem Lehns- 
herrn TruppeUi dem Vasallen Geld zu verschaffeoi 



1) D 11 in () n t : Corps d 1 1 I matique I 295; B r 6 q u i g n y : 
Tables chronologiques des diplomes, chartes . . . 17()9— 187ü 
VII 420. 

2) Brfissel: Vwge des fiefs I 48. 

3) We i c k e r : Die Stellung der Kurfürsten za der Wahl 
Karls V. im Jahre 1519. Die englischen Könige waren In dieser 
BeKiebung wenigcnr freigebig, als ibre Qegner in Frankreich; 
in keinem einsigen vorliegenden Falle findet sich neben der 
jftlirUchen Pension eine Verleihung einer einmaligen Summe. 
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war von einer gegenseitigen Unterstützung nur ganz 
vereinzelt die Rede; militärische Hilfe wird in der 
Regel nur von dem Lehnsmanne verlangt und nur 

sehr selten finden sich die Fillle, in denen auch der 
Lehnsherr die Verpfii(*htunj,' übernimmt, in Fällen der 
Not seinem Manne beizustehen, wie das Lehnsrecht 
es verlangte. Im Jahre 1398 verpflichtet sich König 
Richard II. von England, seinen Vasallen, den Erz- 
biscbof Friedrich von Köln zu schützen „prout iure 
bonus dominus vasallum suum defendere tenetur^^). 
In einem anderen Lehnsvertrag des Erzbischof von 
-Oöln mit den englischen König Heinrich V. aus dem 
.Jahre 1416 verspricht dieser ebenfalls dem Lehns- 
manne Schutz und Hilfe, jedoch nur in dem Falle, 
dass der Erzbischof die Kosten des Unternehmens 
trage Um dem Lehnsmanne die Last der langen 
und weiten Kriegszüge zu erleichtem, war es üblich, 
ihn durch Belohnungen und Begabungen ausserordent- 
lichen Charakters zu unterstützen. Durch die Regel- 
mässigkeit, mit der diese schliesslich verteilt wurden, 
hatten sie bald den Charakter von Sold erhalten, bevor 
noeli die Lehnsheere mit Söldnern sich durchsetzten. 
8o wurde es bald Brauch, dem Vasallen Sold zu zahlen, 
•wenn auch nicht stets für die ganze Zeit des Feld- 
zuges, so doch bei längerer Dauer desselben. Was 
unsere Verhältnisse angeht, so lässt sich nicht mit 
einem Wort fttr alle Fälle angeben, wer die Kosten 
des Feldzuges tragen soll; das wurde m den emzelneu 
Fällen verschieden geregelt Entweder hatte der 
Vasall von der jahrlichen Rente, die er als Lehen 
empiing, die Auslagen für den Feldzug, darunter iu 



1) Lac om biet: III 1050. 

2) Kymer: Foedera . . . 
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erster Linie die Bezahlung seiner Mannen, selbst zu 
leisten, oder das Lehen war nur der Preis dafür, dass 

der Lehnsherr sich die Unterstützung seines Mannes 
iil>erinui})f «rkaufte, während er in den einzelnen 
Fällen militärischer Hille dessen Auslagen noch zu 
decken hatte. Meistens erhält in solchen Fällen der 
Vasall nur für seine Leute Sold und nur hie und da 
auch fOr seine Person eine besondere Zuli^ für die 
Zeit des Feldzugesy wie 1405 Herzog Rainold von Jülich 
und Geldern; er soll im Felde für sich monatlich 
2000 Francs erhalten, und lali^ er verhindert ist, sein 
Stellvertreter lUüÜ Francs*); ebenso* erhält Johann 
von Hennccrau und Bauniont für sicli täi^lieh 40 Gold- 
schilde während des Feldzuges*). Der Sold, den die 
Vasallen für ihre Truppen erhalten sollen, wird ent> 
weder ganz allgemein versprochen: Der zur Zeit 
übliche Sold, oder er wird genauer zahlenmässig an- 
gegeben. So erhalt im 14. Jahrhundert in Frankreich 
der Bannerherr 20 Solidi, der Ritter 10, der f?e wohn- 
liche Krieger 5 Solidi^) In dem Vertrag zwisc hen 
Karl VI. von Frankreich und Rainald von Jülich ans 
dem Jahre 1405 werden jedem Kitter oder Knappen 
„existenti in debito et decenti apparatu" monatlich 
25 Francs ausgesetzt. In ähnlicher Weise wird die 
Soldfrage in den deutsch-englischen Vertragen geregelt 
Charakteristisch sind in der Beziehung die im Jahre 



1) L a c o m b I e t : IV 35. 

2) Briis.se!: U.sa<ie des fiefs I 48. — In dem Vertrag;, 
durch (k n der Grat von Cleve 14ü2 Vasall Karls VI von Frank- 
reich w'ivd. finden wir die Besliinmung, dass der Sold für den 
Grälen und beine Leute in jedem einzelnen Falle der verlangten 
Hilfe besonders vereinbart werden solle. 

3) So In dem Vertrag Heinrichs von Luxemburg mit 
Fraokreieh 1294. 
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1439 von dem englischen König mit dem Bischof von 
Münster und dem Grafen Gerhard von der Mark ab- 
geschlossenen Verträge: Beide sollen im Falle einer 

militärischen Unterstützung^ cien in Eaulaiid üblichen 
Sold erhalten: für oinon ITcizou- täglich zwei Nobel, 
einen Grafen 1, einen Freiherni >( ol)el und 8 Sterling, 
oiiicTi Ritter Vd Nobel und 4 Sterling, einen Knappen 
16 Sterling usw.^). 

Ausser diesem regelmässigen Sold erhielt der 
Vasall des öfteren noch anderweitige Unterstützungen 
und Vergttnstigungen. Einmal verpflichtet sich der 
Lehnsherr, diejenigen Leute seines Vasallen, die in 
die Hände des Feindes fallen, auszulösen, wofür dieser 
seinerseits verspreclien mnss, alle von ihm gemachten 
Gefangenen an den König auszuliefern-), oder der 
Herr verspricht die seinem Manne während des Feld- 
zuges entstehenden Verluste oder doch einen Teil der- 
selben zu tragen — Die Summen die als Schaden- 
ersatz beansprucht und zugestanden werden, können 
bis zu einer beträchtlichen Höhe ansteigen, so sagt 1340 
Eduard III. von England dem Herzog von Geldern 
20000 Florin zur Deckimg der erlittenen Verluste und 
10000 Flor in zur Ausrüstung seiner Leute zu'*). Alle 
angeführten Leistungen, die der Herr dem Manne 
schuldig war, wurden natürlich nicht immer glatt und 
ohne Verzug gezahlt. Ebensowenig, wie der englische 



1) Rymer: Focdcra VI 67 uud 69. 

2) Vertrag Eduards III. von England mit Theodorich von 
Montjoie 1337. 

3) Dem Ritter Hugo von Burgund wird 13d4 von dem 
fransösischen K^ufg, seinem Lehnsherrn, Ersatz des verlorenen 
Fferdematerials zugesagt 

4) Bymer: Foedera . . . 
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Henvschei' imstande war, seinen Verbindlichkeiten, 
die er durch Aufnahme von Anleihen iibeinomnieii 
hatte, nachzukommeu^), befiiedigte er auch stets die 
Ansprache seiner Vasallen; des Öfteren finden wir, 
dass diese um Begleichung der rdckständigen Summen 
bitten mflssen. Schon der Chronist Giselbert von 
Hennegau berichtet bei Erwähnung des zwischen 
König Richard Löwenherz und dem Erzbischof von 
Kühl lU)i .i^eschlüssenen Lehnsvertrags, dass weder 
dieser, noch der König seinen Vcipflichtungen nach- 
gekommen wäre. Bei der hingen Dauer der Kiiege 
musste es natürlich den englischen Königen schwer 
fallen, allen Forderungen gerecht zu werden. So 
musste Eduard III. auf Drängen des Grafen Gerlach 
von Nassau, die ihm schuldigen Summen auszuzahlen, 
diesen bitten, der Graf möge sich eine Zeitlang ge- 
dulden, er sei nuL Aiilrai^en derart überladen, dass er 
augenblicklich nicht zahlen künne; wenn das Geld 
bis zu einem bestimmten Temiin nicht gezahlt sei und 
der Graf deswegen das Lehnsverhältnis lösen wolle, 
so sei er in Gnaden entlassen'); eine einfache Art, 
sich seiner Verbindlichkeiten zu entledigen, die eben nur 
bei einem Eanunerlehen möglich war. Graf Engelbert 
von der Mark musste neun Jahre lang warten, ehe 
ihm das von König Eduard III verliehene Lehen von 
jährlich 400 Florin gezahlt wurde, erhielt dann im 
Jahre 1365 allerdings die ganze rückständige Summe 
auf einmal ausgezahlt^). — Was die Auszahlung der 



1) Dein Bankliaus der Pcniei in Florenz gegenüber, dem 
or die enorme Summe von 1 315 000 Goldsrnlrlen sclmldcte, 
stellto Eduard III. 1345 sciue Zahhuigen ein, was den BaukeroU 
des genannten Hauses JicrbeifUhrtc, 

2) R y m e r : Foedcra II ii 1158; am 3. V. 1341. 

3) Kymer: Foedera 



Digitized by Google 



- 28 - 



verliehenen Pensionen {iiii;eht. so hatte der Vasall die 
Pflicht, sie selbst oder durch Bevollmächtigte abzuholen, 
er, nicht der Lehnsherr, hatte dafür zu sorgen, dass 
das Geld an seinen Bestimmungsort gelange. Eswird 
eine oder mehrere Kammern von dem Herrn angegeben, 
bei denen der Vasall zu den vereinbarten Terminen 
die ihm verliehene Summe abholen lassen kann. 
Horn cy er, in seinem System des Lchiisrechts, sieht in 
der Hiiiwcisun^^ des Vasallen auf eine bestimmte 
Kammer einen ^^evvissen Ei satz füi- die l'ehlende Gewere; 
er meint, das habe man wohl schon für genügend 
gehalten, um den Herrn dem Manne gegenüber zu 
binden. Die Kammer von Paris war es, auf die der 
französische König seine Vasallen bei Verleihung eines 
derartigen Lehens in der Regel hinwies^). Nicht mit 
dergleichen Regelmässigkeit geschieht dies bei deutsch- 
englisehen Verträgen; wo es geschieht, wird zumeist 
die von AVestminster oder London angegeben'*). 

Die Leistungen, die von dem Manne für das Lehen 
verlaugt wurden, bestanden in der Hauptsache in Kriegs- 
diensten; gewöhnlich hatte der Vasall den Kriegsdienst 
persönlich zu leisten; von selbst versteht sich das, wo 
es sich um den Dienst des betreffenden allein handelt, 
wenn ein einzelner Ritter sich ffir eui Geldlehen ver- 

1) Vertrag des Grafen von Beig mit Frankreicli 1880 ^in 
et super äiesauro nostro ParisieuBi", Lacomblet III 851; 
Vertrag des Oralen Engelbert von der Mark mit Frankreich 
1378 „sur notre tresor a Paris", Lacomblet: III 825. Vgl. 
ferner Lacomblet III 932 und III 1006. 

2} Vertrna- des Erzbischofs von Köln mit England 1398 
„ad saceum nostrura in palatio nostro Wcstmouasterii iuxta 
civitateni nostram Londonciisenr, L a c o in h I e t III 1050. Ver- 
trag des (Irafen von Holland mit Knulaiul 1213 ^ad sact-arinin 
sunni London", Kluit: Histaria comitatus Hoilaudiae et Ze- 
iauüiHo, Middelbg. 1777, Ii '6id, 
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pflichtet Aber auch sonst wurde Wert darauf gelegt, 
dass der Mann sich seinem Herrn persönlich zur Ver- 
fügung stellte, und nur in gewissen Fallen die Stellung 

eines Stellvertreters zugestanden. Johann von Henne- 
-.la \ ci\-piic-ht 134t) seinem Lelinslierrii, Philipp IV. von 
Fraiikreicli, dcssenMann er für eine Rente von^UOUTDur- 
nosen geworden ist, ihm im BedarMalle zu Hilfe zu 
kommen „en propre person, quand nos dis Sire nous 
eu requerra*'*). Als Gründe dafür, dass der Vasall 
den versprochenen Dienst nicht persönlich leisten muss, 
sondern einen Stellvertreter senden darf, werden dem 
Herzog Rainald von Jülich und Geldern von dem fran- 
zösischen Könii;' Karl VI. im .Jahre 1405 zugebillii^t: 
Krankheit, (ü laniiiMiscliaft und Abwesenheit-). — Wie 
die Pensionen an Hohe sehr von einander versehiedon 
waren,, so war auch die dafür geforderte Hilfe eine 
sehr unterschiedliche. Oft wird ganz allgemein mili- 
tärische Unterstützung verlangt, hie und da das Ver- 
sprechen gegeben, mit ganzer Macht dem Lehnsherrn 
zu Hilfe kommen zu wollen. So bekennt 1295 Walram 
von Monljoie und Falkenberg, dass der englische 
Köni^ ihm ein Lehen von jahrlieh 3UÜ Tuurnosen ver- 
liehen habe „e sur ceo Ii avons hommage e foiauie, 
pour Ii loyaument servir a nostre poer" 3), und 1405 ver- 
spricht der oben erwähnte Herzog Rainald von Jülich, 
den Königen von Frankreich beizustehen „de tota 
nostra potentia contra eorum adversarios Angliae pre- 
sentes et futuros, agendo et defendendo . . . .'^ In der 
Mehrzahl der Fälle aber wird genau angegeben, mit 
wieviel Bewaffneten der Vasall dem Herrn dienen 
solle. Mindestens 60 Reiter zu stellen, ist der Ritter 

1) Bruasel: Usage des fiefs . . I 48. 

2) Lftcombl«t: IV 85. 

8) Rymer: Foedera In 820. 
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Hugo von Burgund verpflichtet^^}, während der Graf 
von Holland dem englischen König mit 600—1000 Mann, 
ja selbst auf Verlangen mit noch stärkeren Truppen- 
massen dienen soll*). — Eine bestimmte Zeit des 
Kriegsdienstes wird bei diesen Lchnsvcrtriigcn im all- 
gemeinen nicht angecreben, sondern nur bei solchen 
Bündnissen, in denen für eine einmalige Subsidie eine 
einmalige Hilfe verlangt wird. Nur in einem Lehns- 
vertrag wird eine bestimmte Zeit der militärischen 
Unterstützung ausgemacht, in dem erwähnten Bündnis 
des Grafen vonHolland mit Künig Johann von England im 
Jahre 121B, und sswar wird ein Zeitraum von 120 Tagen 
vereinbart-'';. Sonst findet sieh nirgends eine Be- 
schränkunjr des Lt^lmsditMisn s, was dessen Dauer 
betrifft, hiiuliger dagegen finden sicli Bestimnumgen, 
die den Schauplatz der verlangten Kriegshilfe be- 
schränkent allerdings nur in den tranzösisch-deutschen 
Verträgen. In dem französischen Lehnsrecht gab 
es darüber Iceine einheitlichen Bestimmungen. In 
einzelnen Gegenden konnte der Vasall nicht ge- 
zwungen werden, dem Lehnsherr auch ausserhalb 
von dessen Gebiet Krieii:sdienste zu leisten, in anderen 
war er zu luieinpresclii-ankter lieeresfolge verpflichtet *). 
Auch in Deutschland war diese Frage nicht gieich- 
mässig geregelt^). In unseren Verträgen kam es, wie 

1) Funk-Brentano: Philippe le bei et la nobteäi>e 
frauc'iointoise, S. 243. 

2} K 1 u i t : II 349. 

3) K 1 u i t : II 349 „per tres quadragenas" ; quadragena — 
ein Zeitraum von 40 Tagen (Du Gange: GlosBarium ad 
seriptores mediae et infimae latinltatis). 

4) H a ) I a m : Europa im Hittelalter I 149. 

5) Vgl. das Privileg des Hentogtums Österreich, nur gegen 
die an »eine Grenzen anstossenden Länder verwandt werdf^n 
au dürfen. 
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gesagt, bie und da vor, dass dem Vasallen zugebilligt 
wurde, nur in bestimmten Qegenden dienen zu müssen* 
Der Grat von Luxemburg macht in seinem Vertrag 
mit Philipp IV. von Frankreich, dessen Vasall er 1294 
für eine Rente von 500 Pfund geworden ist, zur Be- 
dinguiigj (hiss di(\ser ihn nicht über das flandrische 
Meer und die Grenzen des Herzogtums Burgund hinaus 
verwenden dürfte. Auch der Delphin Humbert ver- 
spricht seinem Lehnsherrn, dem Könige von Frank- 
reich, nur Heeresfolge in den ßhonegebieten Johann 
von Hennegau ist in ähnlicher Weise nicht verpflichtet, 
seinem Lehnsherrn zu dienen in der Bretagne und 
Gascogne-). Die angeführten Fälle sind jedoch Aus- 
nahmen; meistens wiid Ki i(?i;shilfe ohne derartige 
örtliche Beschränkung versprochen. — Wcnm ein 
Lehnsmann dem Herrn den Eid der Treue leistete, 
so war sein Hauptgelöbnis das der militärischen Untcr- 
sttttzung und zwar der steten Kriegsbereitschaft auf 
Aufforderung des Herrn; auch in unseren Verträgen 
wird dieses Versprechen gegeben, daneben jedoch 
häufig angegeben, gegen wen das Bttndnis in erster 
Linie gerichtet sein soll. Schon Giselbert von Henne- 
gau bemerkt in seiner Chronik zum Jahre 1194, 
dass der Erzbischof von Köln, der IMsciiof von Lüttich 
und (iic Herzoge von Löwen und Linil)nrg iür eine 
jährliche Rente Vasalien König Richards II. von Eng- 
land geworden seien und ihm Hilfe versprochen hätten 
gegen^ den König von Frankreich. Diese genauere 
Angabe des Zwecks wiederholt sich in einer Reihe 



l)Breqttigny: Tables ehronologiques des diplömoB . . • 
(1769—1876) VII 392. Valbonnai«: Histoire de Dauphin«, 

auf den B r c (\ u i g n y vorweist, war mir nicht jEUgänglieh. 
8) Brüssel: Usag'e des fiefs I 48. 
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anderer Verträge zwischen Dcutsclilaiul und England") 
und in der gleichen Weise werden solche speziellere 
Bestimmungen in französisch -deatecben Verträgen ge- 
troffen. Im Jahre 1379 werden der Herzog von Jülich 
und Geldern und sein Sohn Lehnsmannen des Königs 
von Franki-eich gegen den König von England und 
seine Freunde und Erben'*), und 1405 vcisprieht Herzog; 
Rainald von Jülich neben dem allgemeinen Hilfs- 
versprechen ])esonders Unto-stützung' geilen die Feiiulo 
Frankreichs in England'). So wird öfters der Grund, 
aus welchem der Vertrag geschlossen ist, und der 
Zweck, gegen wen er sich richten soll, angegeben, 
daneben der Vasall aber, wie schon gesagt; stets gegen 
jedermann verpflichtet, falls er sich nicht ausdrücklich 
ausbedang, gegen den einen oder den anderen nicht 
dienen zu brauchen. Es wai ja mit der Entwickelung 
des Lehnswesens aus einlachen Verhältnissen zu einem 
weitverzweigten Gebilde zur Vermeidung von Konflikten 
die Bestimmung unumgänglich notwendig geworden, 
dass der Vasall bei demAbschluss eines Lehnsyerhält- 
nisses stets die Verpflichtungen gegen die älteren 
Lehnsherren zu berücksichtigen hatte. Für den deutschen 
Reicbsangehörigen standen natürlich an erster Stelle 
die Verpflichtungen gegen Kaiser und Reich. Als 
selbstverständlich galt, dass das Reich bei dem Ab- 
schluss eines Vertrages ausgenommen würde; der 



1) Vgl. den 1386 swisehen König Richard II. und Wilhelm, 
dem Sohne des Herzogs von Jülich, geschlossenen Lehnsvertrag; 
Bymer: Foedera III iv 6. 

2) L a e o m b 1 e t : III 830. 

3) L a c o m b I e t : IV 3B. Siehe ferner den Vertrag awf» 
sehen dem französischen König und dem Grafen von Luxem- 
burg 1294; der Graf verspricht Tlilfe fregrn den Könijr von 
England ^pSes ali^ et aidans et generauroent contre tous". 
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Sachsenspiegel bestimmte darüber: „Svar herren mit 
eiden Bik to samene sekeret, se ne besceiden dat rike 
dar buten, so bebbet se weder deme rike gedan." 
Dass der Kaiser stets ausgeDommen werden sollte, 
versteht sich schon aus seiner Stellung als Oberlehns- 
herr von selbst, ist auch von Kaiser Friedrich I. direkt 
ausgesproohen worden, der ausdrücklich darauf hinwies 
„ut in omni sacramento fidelitatis nominatim imperator 
excipiatiir" Im allcomcinen werden diese Bestim- 
mungen bei den uns interessierenden Verbindungen 
beobachtet, jedoch nicht stets. So ist gleich bei dem 
ersten bekannten Soldvertrag eines Beichsfürsten mit 
Frankreich eine Einschränkung zu machen; Herxog 
Friedrich von Lothringen nimmt zwar den deutschen 
König bei seinem Hilfsversprechen aus, jedoch nicht 
schlechtweg, sondern nur den zur Zeit regierenden 
oder seinen mit Zustimmung des französischen Königs 
gewählten Nachfolgers). Noch ein anderes Beispiel 
zeii^t, wie sehr der Westen desReichs den französischen 
Einwirkungen bereits erlegen war, wie wenig er — zum 
Teil jedenfalls — seine Zugehörigkeit zum Reich noch 
empfand. Mit Erlaubnis seines Herrn Otto von Bur- 
gund ist der Baron Johann von Ohälon-Arlay 1302 
Lehnsmann des Königs Philipp IV. von Frankreich 
geworden „contre tous et avant tout autre^ und ebenso 
ist der Kitter Hugo von Burgund Vasall des Königs 
geworden und hat ihm den Lehnseid geleistet: ^fide- 
litatem et ligium homagium ante omnes homines'^')« 

1) Waitz: Deutsche Verfasaungs^eschichte 

2) Huillard-Briholles: I 266 .... preterquam 
contra iHugtrem Boinanornm regem Fridertclun, qvamdiu vfxcrii 
rex, vcl preterquam contra illum, qni assensu doiuiiii iiu-i 
Philipp!, l e^is Fraiicornm. eleclus esset in inipcratorem Romanuiij." 

3) F u n k - ii r e u 1 14 n o : Philippe lo bei et ia uoblesso 
traue- eomtoise, S. 34 —35 und 243. 

3 
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Bezeichnend ftlr die Unklarheit und Unsicherheit, die 
damals über die Stellung der Fürsten zu Kaiser und 
Reich herrschten, sind zwei Verträge aus dem Ende 
des 14. Jahrhunderts. Während Herzog Wilhelm von 
Jttlich in seinem Lehnsvertrag mit Earl VI. von Frank- 
reich im Jahre 1379 bei seiner Verpflichtung" zur 
Kriegshill'e den deiitsclien Köiiiii" Liurtiiiinmt, jedoch 
nur „in hiis (jue coiHcnuint imporium" tnt 1395 
Graf Adolf von Cleve dasselbe, betrachtet dabei den 
König jedoch nicht als Oberhaupt des Reichs, sondern 
als seinen Oberlehnsherrn, den er neben anderen, 
denen er auch durch lehnsrechtliche Bande verpflichtet 
sei, zu berücksichtigen habe Er ist Lehnsmann König 
Karls V. von Frankreich geworden „contra omnes 
niiUo dempto"; aber da er dem römisclicn Könii^, dem 
Erzbiscliof von Köln, dem Herzos: von Geldern und 
dem Grafen von Ostrevunt verbunden sei, so soll er 
im Falle eines Konflikts zwischen Frankreich und 
diesen verpflichtet sein, seinen Einfluss dahin geltend 
zu machen, die Zwistigkeiten beizulegen^. Wie ge" 
f&hrlich solche Verbindungen für das Boich werden 
konnten, zeigt ein Fall, in dem ein Reichsmitglied 
dem französischen König für gewisse Fälle direkt Unter- 
stützung gegen das Reich zusagt. Im Jahre 1295 wird 
Graf Florenz von Holland Lehnsmann König Philipps 
des Schönen; wenn Frankreich das Deutsche Reich 
angreift, so soll der Graf dieses unterstützen, im an- 
deren Falle dem französischen König gegen sein 
eigenes Vaterland Hilfe leisten'). Wenn auch nicht 

1) Lacomblet: III 889. 

2) Lacomblet: III 1006. 

8) M 1 e r i s : Chai^erboek der graben van Holland, Leyden 
1754—66. Vgrl. ferner ß e r g e n ^- 1 ü ii : Die politischen Be- 
ziehungen Deutschlamls /.u Frankreich uutei* der Regierung 
Adolfs von Nassau, Strassburg lb84, S. 7. 
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in der gleichen Weise, so doch ähnlich verpflichtet 
sich 1386 Herasog Wilhelm von Geldern dem englischen 
König gegenüber. In seinem Eide nimmt er allerdings 
den deutschen König, die Herzoge von Jülich und 
Holland und den Grafen von Cleve aus; falls diese 
jedoch ausserhalb ihrer Gebiete einen Feind Englands 
unterstützen, so soll dieser Vorbehalt keine Gültio-keit 
haben Bei anderen Verbindungen des Königs von 
England mit deutschen Fürsten wird öfters des deutschen 
Königs gar nicht Erwähnung getan*), wobei der Graf 
von Holland noch geradezu versichert, wegen keüies 
Menschen von seinem dem englischen König geleisteten 
Lehnseide lassen zur wollen'). Aus den angeführten 
Beispielen tceht zu Genüge hervor, wie gefährlich der- 
artige Verbindungen mit fremden Mächten für das 
Keicli waren, zu welch unaugenehmen Konflikten sie 
fuhren konnten, bei denen es den auswärtigen Herr- 
schern natürlich ein leichtes sein musste, sieh in die 
Angelegenheiten des Boichs euizumischen. Immerhin 
sind die Falle, In denen die- Beichsmitglieder ihre 
alteren Verpflichtungen gegen Kaiser und Reich nicht 
berücksichtigen, in der Minderzahl. Neben diesen 
w^erden in den Lelinsverträgen zumeist noch diejenigen 
ausgenommen, deren Vasall oder Lehnsherr der 
betreffende Keichsfürst ist, entweder gfinz allgemein, 
oder gewöhnlich unter besonderer Aufzählung der in 
Frage kommenden^); daneben auch des öfteren der 



1) Ry mer: Foeder» ... III iv 6. 

2) Vgl den Vertrag de» Grafen von Holstein mit Edunrd III., 

im. 

8) Kluiti Historie eomitfttnB Hollandiac II 349. 

4) Graf Heinrich von Luxemburg nimmt in selncin Lohns- 
vertrag mit Philipp dem Schönen 1294 alle diejenifir<'» J^"S ilenen 
er dnrcli Leiiufl«id verbunden sei „except^s nos Scigueurs ci 
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Papst und die römische Kurie. Eine wie grosse An- 
zahl von Perfionen manchmal in solchen Verträgen 
ausgenommen wurden, zeigt die Urkunde, durch die 
der König Richard II. von England 1398 den Erz- 
bischof Friedrich von Köln mit einer Rente von 
1000 Pund belehnt. Der Erzbischof hat sich aus- 
bedungen, nic ht dienen zu brauchen gegen den Papst, 
die Kurie, den Kaiser, das Reich, das Kurfürsten- 
kollegium, die Bischöfe von Münster und Paderborn, 
die Herzoge Geldern, Jülich und Berg, die Söhne des 
letzteren, den Markgrafen von Baden» die Grafen von 
Saarwerden und Mörs, Cleve und der Mark, die Stadt 
Köln und die übrigen Untergebenen und Vasallen des 
Erzbischofs *). — Wurden in dieser Weise die Kriegs- 
dienste, die der Vasall dem Herrn schuldete, durch 
Sonderbestimmungen eingeschränkt, so suchte des 
öfteren der Lehnsherr sich in gewisser Weise dadurch 
schadlos zu halten, dass er, da er die militärische 
Hilfe seines Mannes nicht erlangen konnte, sich doch 
wenigstens dessen polltischen Beistand sicherte. 

Qraf Adolf von Cleve wird 1395 für eine Rente 
von 1000 Toumosen Vasall des fjranzösischen Königs; 
bei seinen Verpflichtungen zu Hilfe nimmt er den 
deutschen König, den Erzbischof von Köln, den Herzog 
von Geldern und den (irafen von Ostervant aus; luiis 
diese mit Frankreich in Konflikt geraten, verspricht 
er jedoch dem König von Frankreich, sie durch Unter- 
handlungen, oder auf jede andere Weise, soweit sich 
dieses mit seiner Ehre vertrage, vom Kampfe ab- 
zuhalten % Auch in anderen Fallen noch werden 

dossoTiz nomm^s, a ques nom^ dummes tenu parrftiBon d'ommage* 
(L ü n i g : Cod. Germ. dipl. II 1617). 

1) L fi 0 o III 1) 1 (M : TIT 1050. 

2) L a c o ui b 1 f>. t : III 1006. — Auch ein gefährlicher Krieg 
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neben den militärischen die diplomatiscJien Dienste 
des Vasallen von selten des Heim in Anspruch ge- 
nommen. So verhandelt der Herzog Wilhelm von 
Jalich im Jahre 1339 im Namen des Königs vonEn^^- 
land mit dem deutschen König; für seine Bemühungen 
erhält er täglich acht Pfund und im Falle eines i;lück- 
lichen Ausgangs der Unterhandlungen das Versprccliou 
einer Rente von 1000 Pfund und den Titel eines Grafen 
in England*}. Auch der Pfalzgraf Ruprecht war von 
seinem Lehnsherrn, dem englischen König» mit einer 
diplomatischen Mission betraut. Im Jahre 1419 soll 
er im Namen des Königs und für ihn von den Erz« 
bischöfen von Mainz und Trier den Lehnseid empfangen 
Eine derartige Verwendung des Vasallen aber ibt nicht 
von grosser Bedcuniiii; ; weiUius die wichtigste An- 
forderung, die JIM ilui gesteilt wurde, waren die mili- 
tärischen Dietiste, zu denen er sich verpflichtete. — 
Vertragsbruch von selten des Mannes, also vor allen 
Dingen Verweigerung der schuldigen Hilfe ^ hatte 
natürlich die Lösung des Dienstverh&ltnisses und damit 
Einstellung der Zahlungen seitens des Herrn zur Folge. 
Der Abbruch der lehnsrechtlichen Beziehungen ist ja 



war als Grund zug-efttandcn dafür, dasö der Vasali berechtigt 
sei, soiiH' Dienste zu verweigern. Wenn Herzog Rainald von 
Jülich in der Weibc angegriffen wird, dass er seini' I l uppeu 
nicht entbehren kann, so soll er von den Verpflichtungen, die 
ihm sein LehDsrerhttltDis su Frankreich auferlegt, entbunden 
sdn (1405). 

1) Bymer: Foedera II ii 1099. 

2) Bymer: Foedera IV m 103. — In einem anderen 
Auftra^r treffen wir 1394 den Herzog Johann von Brabant an. 
Er soll mit engUseheni Oelde in Savoyen und Bnrgund für 
England Stimmung machen und Werbungen gegen Frankreich 
vornehmen. Zn dem Zwecke hat er 22000 Pfand Sterling er- 
halten (Bymer: Foedera I a 820). 



9 
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bei eiiieiii Kammerlehen weit einfacher, als bei einem 
richtigen Lehen, da der Vasall keinen Besitz an dem 
Lehen bat. Die Möglichkeit, ein derartiges Lehns- 
bttndnis ohne grössere Schwierigkeiten schMessen und 
lösen zu können f hatte natOrlich ein fortwährendes 
Hin- und Herschwanken der lehnsrechtlichen Be- 
ziehungen der deutschen Fürsten zu den auswärtigen 
Mächten zur Folge. In einzelnen Verträgen treten 
noch verschärfende Bestimmungen für den Fall des 
Vertragsbruchs auf. Graf Heinrich von Luxemburg, 
den wir bereits als französischen Vasallen angetroffen 
haben, bekennt im Jahre 1305, dass er und sein Bruder 
Lehnsmannen Philipps IV. von Frankreich geworden 
seien und ihm beistehen wollten bei einer Strafe von 
20000 Pfund»); in ähnlicher Weise vcrptlichtet sich 
Rainald von Geldern 1400 zur Zurückgabe der ihm 
vom Könic^ von Franl<reieh verliehenen Summe Geldes, 
falls er den Vertrag nicht halte. — Der Abschhiss 
eines derartigen Lehnsvertrags geschah unter den 
üblichen lehnsrechtlichen Formalitftten der Huldigung 
und der Belehnung und zwar geht in der Regel die 
Eidesleistung des Mannes vor und dann erst erfolgt 
die Verleihung durch den Herrn; unter Umständen 
geschah jedoch auch das umgekehrte. Stets wird die 
Verleihung eines Lohens als ein Zeichen der beson- 
deren Gnade des Horm angesehen-), König Kichard II. 
von England erklärt im Jahre 1398, dass er dem Erz- 
bischof von Köln, der ihm den Lehnseid geleistet habe, 
eine Pension von 1000 Pfund verliehen habe ^^e gratia 
nostra speciali^'. Ursprünglich war es zum Abschluss 
eines Lehnsvertrags unumgänglich notwendig, dass der 



1) Ltini g: II 1621. 

2) Stets bleibt das Leheu eiu .boneficium". 
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Vasall persöiilic.h die Hiildigun^^ leistete und dass clor 
Lehnsherr in eigener Person den Vaiialleii belehnte. 
Das wurde auch später noch lange festgehalten. Der 
Sacbsenspiegel kennt eine Belehnung oder Huldigung 
durch einen Bevollmächtigten überhaupt nicht, während 
' der „auctor vetus de boneficiis^ sie direkt für ungiltig 
erklart Auf die Dauer Hess sich das natarlleh nicht 
fcistlialLeii und vor all{;ii Dingen nicht bei Veiiuilüiissen, 
bei denen es sich um Verbindungen auswartiirer 
Herrscher mit deutschen Fürsten handelte. Die Ent- 
fernungen zwischen dem gewöhnlichen Aufenthaltsort 
des Herrn und des Mannes waren viel zu gross und 
die Verbindungen viel zu schwierig und zu langsam, 
als dass eine persönliche Zusammenkunft stets möglich 
gewesen wäre. Nach Möglichkeit sucht man allerdings 
an der althergebrachten Sitte der persönlichen Hul- 
digiine: und Verleihung festzuhalten. Ohne Schwierig- 
keiten war das, wenn Lehnsherr und Vasall ziiftlllig 
zusammentraten, wie z. B. bei einem der frühesten 
derartigen Bündnisse, wo der Erzbischof von Köln 
Lehnsmann des Königs Richard 1. von England wird, 
als dieser bei Gelegenheit seiner Rückkehr aus der 
deutschen Gefangenschaft nach England Köln berührte *). 
Auch sonst weilten die englischen Herrscher während 
des engliseh-fraii/j sischen Krieges des öfteren in den 
niederländisclien Gebenden-'). Häufiger kam es auch 
vor, dass die deutschen Fürsten eine Reise nach 
London oder Paris nicht scheuten, um für sich eine 



1 ) Ff o m c y e r : System des Lehiisrechts, S. 235. 

2) Giselbert von Heiinegau: S. 242. 

3) Eine von Eduard III. unterzeichnete Urkunde ist gc- 
g^eben Antwerpen d. 28. XII. 1339. Eine andere aus dem näm- 
lichen Jahre stammt aus Brüssel (L ü n i g : II 1231). 
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PeiiHioQ zu erhalten, oder sie werden auf^refordert, 
!sieh zwecks Vermeidimg von Missverständnissen an 
den Hof des Herrn zu begeben*). Aber, wie gesagt, 
stete Uessen die Umstände eine persönliche Zusammen- 
kunft nicht zu, und man war gezwungen» die Ver- 
handlungen durch Bevollmächtigte zu führen und 
ehenso die Huldigung bezw. die Belehnung durch 
Stellvertreter vornehmen zu lassen. Die dazu be- 
stimmten Gesandtschaften bestanden in der Regel aus 
2—4 Mitgliedern, von denen einer oder mehrere 
meist höhere Geistliche waren. Gegen Ende des 
13. Jahrhunderts allerdings kommen weltliche Gesandte 
mehr auf und erscheinen bald auch als Führer der 
Gesandtschaften, während vorher zumeist ein Bischof, 
Erzbischof oder sonstiger höherer Geistlicher an deren 
Spitze gestanden hatte. Um sich ausweisen zu können, 
erhielten die Gesandten ein Beglaubigungsschreiben, 
in dem bestätigt wird, dass sie die Vollmacht haben, 
im Namen iiires lierrn die Verhandlungen zu führen 
und eventuell auch in seinem Namen und für ihn die 
Verträge abzuscbUessen, Lag dem betreffenden Fürsten 
daran eine Pension zu erlangen, so sandte er seine 
Bevollmächtigten an den fremden Hof; brauchte der 
englische oder französische Herrscher fremde Hilfe, 
so bereisten ihre Gesandtschaften die Sitze der deutschen 
Fürsten, entweder nur für einen oder zugleich für 
mehrere bevollmächtigt. Sie berichten alsdann von 
dem Erfolge ihrer Bemühungen und schiiessen die 
Verträge entweder selber ab, oder es wird zur 
genaueren Präzisierung und zum Abschluss des Ver> 
trags und zur Vornahme der üblichen Formalitäten 



1) So der Herzog von Limburgs im Jahre 1212 von dem 
englischen König (H y m e r : I i 106). 
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eine zweite Gesandtechaft bestimmt^ und hatte in 
diesem Falle die erste nur einleitenden vorbereitenden 
Zweck. Die von den Gesandten abgeschlossenen Ver- 
träge werden später nochmals von dem Herren aus- 
drücklich anerkannt*). Auch wenn der Lehnseid von 
dem Planne nicht persoulicli oder dem Herrn nicht 
selbst gektistet wird, so werden die vorgeschriebenen 
Formalitäten doch genau ijinegelialten. Über einen 
durch Bevollmächtigte abgeschlossenen Vertrag liegt 
uns ein ausfttbrlicber Beriebt des Icaiserlichen Notars 
Johannes Perator de Wynbeim vor. Ruprecht der Altere, 
Pfals^af bei Rhein, whrd 1297 Lehnsmann König 
Richards II, von England und leistet dessen Gesandten 
den Lohnseid, intletn er seine beiden geschlossenen 
Hände in die des einen Gesandten legt und den Eid 
spricht; am Schlüsse bietet der enalische BevoU- 
mftchtigte dem Pfalzgrafen, wie das Lehnsrecht es 
vorschreibt, den Kuss^). Bei den in Deutschland vor- 
Icommenden Huldigungen durch Stellvertreter wurde 
ausdrücklich verlangt, dass die Huldigung später in 
der richtigen Form wiederholt werde »). Eine ähnliche 
Bedingung stellt im Jahre 1419 Heinrich V. von Eng- 
land ; er gestattet zwar, dass die Erzbiscliöte von Mainz 

Ij Hatifikation Köni^ Eduards III. Ulm- durch senic Gi-- 
sandten auf dem Festland abgeschlossenen Verträge am 26. VI. 
1337. „. . . no8 autem oniiiia et Ring^ula in diclis literis con- 
leuta, Hcceptanteti ea quatenu» ad iios pertinet, tenore preüeniimu 
ratificamus, approbainus et coufirmanus" (Rymer: II iii 186). 

3) Bymert III tv 13& Davon, dass der Pfalsgraf bei 
der Efdesleistung die Bibel berührt habe, wie es vielfach «blich 
vai% berichtet Perator nichts. Wir treffen diesen Brauch 
jedoch an in dem Lehnsbündnis Wilhelms von Jülich mit Frank- 
reich; er hat den £id geleistet «ad sancta dei evangelia* (La- 
comblet: III 280). 

8) Homeyer; System des Lehnsrechts. 
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und Tri«'!- dem Pfalzgrafen Ludwig, seinr^m Vasallen, 
als seiiieni iSteilvertreter den Eid leisten, verlaugt 
jedoch dabei, dass die Eide erneuert und ihm per- 
sönlich geleistet werden, falls einer der genannten 
Erzbischöfe mit ihm- zusammen käme. Eine Stell- 
vertretung bei dem Abschluss eines solchen Lehns- 
Vertrags fand dann stets statt, wenn der Vasall noch 
nicht ^Tossjährig- war. J3cr Eid des Stellvertreters, in 
diesem Falle des Vaters oder Vormunds, galt aber nur 
für die Zeit der Minderjäiirigkeit. Herzog Wilhelm 
von Jülich leistet 1379 dem französischen König für 
seinen unmündigen Sohn den Lehnseid; dieser soll ihn 
jedoch erneuern, sobald er gros^ahrig geworden ist*). 
Derartige F&lle kommen natürlich nur selten vor, da 
es für die auswärtigen Könige nur von geringerem 
Vorteil sein konnte, Unmündige /u Kriegsdieiisteu zu 
vorpi lic Ilten. - Der kürpei liche Vorgang der Huldigung 
und Belelumng, vor Zeugen vorgenommen, war ur- 
sprünglich der einzige Beweis eines zustande gekom^ 
menen liChnsvertrags. Das Zeugnis der Anwesenden 
konnte aber auf die Dauer als solches nicht genügen. 
Schon die Aufhahme von Emzelbestimmungen, wie sie 
später in immer grösserem Umfang und immer zahl- 
reicherer Spezialisierung vorkam , machte die schrift- 
liche Festsetzung des Vertrags bald notwendig. An- 
fangs w urde nur ein Protokoll über den Vorgang der 
Belehnuug und Huldigung aufgenommen unter genauer 
Anführung der Bestimmungen der beiden Eide; die 
anwesenden Zeugen bestätigen die Richtigkeit des 
Schriftstücks. Im Jahre 1213 bekundet Wilhelm von 
Holland: „Ego vero domino meo regi Johann! homagium 
feci et de fide ei servanda et de praedictis ei firmiter 



1) L a c 0 m b 1 e t : III 830. 
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tenandis sacrameDtum sibi praegtUi in bona fide.'^ In 
gleicher Weise bekundet 1339 Eduard III. von Eng- 
land, dass der Herzog Johann III. von Brabant ihm 

den Lehnseid ixeloistet habe; er habe ihm dafür ein 
Lohon von jährlich löOü Pfund verliehen'). Mit der 
Zeil aber verlor diese Beurkundung den einfachen 
Charakter des Beweises und wurde neben einer Be- 
stätigung zu einer Wiederholung des Akts der Be- 
lehnung. 1398 macht König Richard Ii. von England 
belcannt, dass der Erzbischof von Köln sein Lehns- 
mann geworden sei » . . . . caneessimuSf dedmus et 
assignavimm oc concedimus damus et assignamus per 
presentes eidem archiepiscopo ad totam viram suam 
in feodum ac loco feodi pensionem annuam mille 
librurum" Den gleichen Vorgang in der Entwickelung 
der liChnsurkunde treffen wir in den deutsch- französi- 
schen Verträgen an. In dem bereits mehrfach er- 
wähnten Vertrag vom Jahre 1294 macht Graf Heinrich 
von Luxemburg belcannt, dass der französische König 
ihm eine Rente von 500 Pfund als Lehen verliehen 
hat, und dass er ihm dalür den Lehnseid geleistet 
hat; während Herzog Rainald von Jülich im Jahre 
1405 bekennt, dass er für ein Lehen von 40000 Gold- 
schüdeu Mann des Königs von Frankreich geworden 
sei . . . ^et fecimus et facknm per presentes iura- 
mentum fidelitatis et homagium ligium, prout verus 
väsallus et homo ligius tenetur et debet. Et insuper 
fecimue et fadmus promisiones, que secuntur** % 



1) Lüniß ; II 1231. 

2) Laeoniblet:III 1060. 

3) Lacomblet: IV 86. Siehe ferner die Vertrüge 
swisctaen Wilhelm von Jttllch und Karl VI. von Frankreich 1866 
und xwlaehen Jobann von Chalon und Philipp IV. 1303 (Fu n k ■ 
Brentano S. 260). 
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So war ein grosser Teil der Verbindungen deut- 
scher Fürsten mit dem Ausland^) in lehnsrechtliehe 
Formen eingekleidet. Aber die strengen Bestimmungen 
des Lehnswesens passten in vieler Beziehung schon 

r norarti;rü lehnsrechtliehe VcrtrH;;'? andfrer Milchte, wie 
Kii<;:lHn(l und Fi.uikreich mit den dciilschcn Fürsten, sind, wie 
^csa<>;t, .scItLii iiud Mtimincn mit dvn crsteren im Hllgeineinen 
ülMMH'in. Mi'rkwürdij;^ in einer lU/iolmu^* i«t ein Vertrag; de« 
IIorzofTS von Lothringen mit dem König* Alphous von Castilicn 
aus dem Juhie 12G0. Er erhält von ihm eini' jillulichc Rente 
von 1000 Mark, für die er den Lehnseid leistet und des Königs 
Vnsall wird »ad forum ot consuetwllnem CaBtellae*. Eine der- 
artige ausdrücldlche Verpflichtaug des Mannes auf die Lehnit- 
bräuctie, wie sie im Lande des Herrn üblich sind, findet sonst 
nirgends statt. — Diese lehnsrechtiiehen SoldvertrUge »wischen 
FArsten Im Mittelalter finden ein Analogon in der Aufnahme 
von Edel- oder Aussenbfirgern seitens der Städte. Von diesen 
wurden oft in grosser Anxahl Fürsten und benachbarte Adeligo 
durch Verleihung des ßfirgerrechts als Edelbürger in die Zahl 
der Bürger der Stadt aufgenommen; sie erkennen die Stadt- 
rechte an und vernprechen im Bedarfsfalle Hilfe in gewisser 
Höhe; dafür erhalten sie das gleiche Versprechen und die Zu- 
sage einer Jahresrente. Daneben treten in den Veriiä;ien 
handelsrechtliche Bestimmungen auf, die — nach Lau: Ge- 
schichte der VerfasHimg der Stadt Köln — häufig in den Vorder- 
{rrnnd treten, w ilm ad die militäritichcn Bestimmungen hie und 
da von sekundiirer Bedeutung sind. Bei tmseren vasallitischen 
Soldverträgcn finden sich allerdings auch neben den rein mili- 
türischen Bedingungen andere Bestimmungen, wie B. 1398 
ausgemacht wurde, das» der Erzbischof von Köln, Vasall des 
Königs von England, den Anj^ehÖrigen der englischen Nation 
in seinen Landen Geleit au geben und sie zu schützen habe 
(Lacomblet: III 1<X>0), eine Bestimmung, die sich auch in 
dem Edelbürg^rrertrage der Stadt Köln mit dem Hersog Watram 
von Limburg im Jahre 1363 findet (E n n e n und £ c Is e r t s : 
Quellen cur Geschichte der Stadt Köln II nr. 4I&6); niemals aber 
stehen bei den vasallitischen Soldvertrftgen die handelspolitischen 
Bestimmungen an erster Stelle. 
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längst uicbt mehr zu dem tatsächlichen Inhalt der 
Verträge. Der ganze Charakter und der Zweck dieser 
internationalen Verbindungen vertrug sich mit der 
Bestimmung der Vererblich ung, die ihnen infolge ihrer 
lehnsrechtlichen äusseren Form aufgezwungen war, 
in keiner Weise; und überhaupt war ja das Lehns- 
wesen mit seiner Ausdehnung auf Geld an und für 
sich schon seinem eigeiitliclien Wesen vollkommen 
entfremdet. Die Entwicklung der Verhältnisse endigt 
schliesslich mit der gänzlichen Abstreifung der lehns- 
rechtlichen Formen, wobei der Inhalt der Verträge, 
wenn auch nicht in allen Punkten, so doch im wesent- 
lichen derselbe bleibt Der Umschwung vollzieht sich 
am Ende des Mittelalters, in der zweiten Hälfte des 
15. .hihriiuiiderts; die deutscheu Fürsten werden jetzt 
nicht mehr die Vasallen der fremden Könige, sondern 
ihre Pensionäre. Daneben dauern gloichbcrcchtigendc 
Allianzverbindungen der Nachbarstaaten Deutschlands 
mit den Territorialherren fort, in der gleichen Weise 
wie vorher. Sie waren die vornehmere Art des Bünd- 
nisses, während die Stellung eines Pensionärs im Reiche 
und bei den Fremden weniger angesehen war, wes- 
halb ein Rechtsgelehrter des 17. Jahrhunderts, Eber- 
hard von der Weihe, der unter dem Pseudonym Ware- 
mund us de Ercnberg schrieb, es für einen Kurfürsten 
wenigstens für unziemlich hielt, sich in ein derartiges 
Verhältnis einzulassen^). Auch jetzt wiederum kann 



1) Waremundufl de Erenberg: Meditamenta pro 
foederibns, Offenbaeh 1610, 8. 283. ,IUud obiter addo, «lectorem 
imperii non decere more mereeniiarli militls ut se reg! alicui 
obligßt; cum electores aequiparentar regibns et sint coluninae 
imperii et fulera." Siehe ferner: von Bezold: Das Bündnis- 
recht der (leutsclicn Reichsfürsten, Bonn 1904. S. 35 und IR, 
wo verwiofieii wird auf eine Stelle aus Stumpf: Bayerns 
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rriiin die Beobachtuni;: machen, dass dort, wo lediglich 
Geldgier und Ehrgeiz die deutschen Fürsten zu Kriegs- 
bflndnissen trieben, wir sie als Pensionäre verpflichtet 
sehen, dass wir dort jedoch, wo sie und eine der aus- 
wärtigen Mächte durch Verfol^j^uiific gleichartiger Inter- 
essen zu einander geführt wurden, wenn auch nicht 
in allen Fällen, so doch in der Mehrzahl die Allianz 
an Stelle des Pensionsvertrags vorfinden. Nicht immer 
sind diese beiden Vortragsarten reinlich von einander 
geschieden, sondern es finden sich auch Verbindungen 
beider; so bei dem Vertrag Bernhards von Weimar 
mit dem Könige von Frankreich. Schon im Jahre 1633 
war ihm seitens des Königs durch dessen ausserordent- 
lichen Gesandten, den Marquis von Feuquiercs, eine 
Pension angeboten worden, von Bernhard aber aus- 
geschlafen, da er der schwedisehon Krone verpflichtet 
sei Im Jahre 1636 aber erlag er den französischen 
Einwirkungen und schloss mit Frankreich einen Ver- 
trag ab, durch den ihm für die Zeit des Krieges jähr- 
lich 4000000 Livres zur Unterhaltung seiner Truppen 
und für seine Person jährlich 200000 Livres und beim 
Friedensschluss eine Pension von 150000 Livres und 
die Landgrafschaft Elsass zugesagt wurden^). Das 
Gefährliclie in diesem Vertrag, dasjenige, was die 
Stellung Bernhards zu der eines Pensionärs stempelte, 



politische Geachfchte I S&, wo König Frans I. von Frankreich 
dem Kaffürsten Ludwig von der Pfals verspricht, ihn nicht 
als einen schlechten Pensionisten, sondern als einen der mAch- 
tigsten Fürsten und Freunde des Reichs su halten. 

1) Aubery: Memoires ponr l'histoire du Cardinal Bi- 
chelieo, 148. 

2) Droysen: Bei-nhard von Weimar, Leipzig 1885, 
IT 182. Der Vertrag ist abgedmclst bei Röse: Hcrzo^^ Bern- 
hard der Grosire von Sachsen- Weimar, Weimar 1828, 11 Urk. IB. 
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war die Bestimmung, das» er nicht die freie Verfügung 
über seine Truppen behielt, sondern unter französischen 
Oberbefehl trat. 

Unter denjenigen Staaten, die durch Pensionen 

sich die deutschen Fürsten erkauften, behauptet auch 
im U). Jahrhundert, in welchem sich diese Verhaknisse 
am stärksten entwickelten und ilire i^rdöste Ausdehnung 
fanden, i>ankreich die erste Stelle; neben England, 
das in dieser Beziehung etwas mehr zurücktritt, da 
es nicht mehr in dem Masse, wie im 14. und 15. Jahr* 
hundert, in die VerhAltnisse des Festlands einzugreifen 
genötigt war, tritt vor allen Dingen Spanien, das in 
seinem Kriege gegen Frankreich und in seinen nieder- 
ländischen Kämpfen die deutselien Söldner nicht ent- 
behren konnie; während aus den früheren Zeiten nur 
ein Fall bekannt ist, in dem ein lieichsfürst durch 
ein Kammerlehen Vasall eines spanischen Herrschers 
wird % finden wir in der zweiten Hälfte des 16. Jahr- 
hunderts eine grosse Anzahl der Mitglieder des deut- 
schen Adels unter den Söldnern der spanischen Könige. 
Überhaupt stand eine stattliche Anzahl deutscher 
Fürsten im Solde auswärtiger Herrischer, Im 13. — lo. 
Jahrhundort hatten sich diese Verbindungen, wemi 
auch nicht ausschliesslich so doch zumeist auf den 
deutschen Westen beschränkt; allmählich aber lernten 
auch die anderen deutschen Fürsten diese Einnahme- 
quelle kennen und schätzen; so finden wür im 16. Jahr- 
hundert neben einer grossen Anzahl niederer Adeliger 

1) Der Henog von Lothringen wurde 1860 Vasall des 
Königs AlphonB von CastUlen, der ttberclies damals deutscher 
König war. 

S) So hatte 1355 der Hersog Heinrieh von Holstein dem 
eng^Uschen König Eduard III. für ein Qeldlehen von jahrlich 
9000 Fioriu den Lehnseid g^eleiatet. 
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in den Reihen der auswärtigen Pensionäre branden- 
burgische Prinzen, sächsische Herzöge, drei Mitj;liedcr 
des braunsch Weißfischen Hauses, (;iralci) von Olden- 
burg und daneben aus dem Westen und ^Süden des 
Kelchs Angehörige des württembergischen Hauses, 
der pfälzischen Linien, Badenser, Bayern und andere 
mehr Politik spielte bei dem Bewerben um solche 
Jahrgehälter nur in der Minderzahl der Fälle eine 
ausschlaggebende Rolle; Geldgier und durch schwelge 
lisches Leben verursachte direkte Not trieben neben 
dem Ehri^tii/:, durch kriegerische Taii-ü sich einen 
berühmten Namen zu erwerben, die deutschen Fürsten 
au, neben Söldn erführen! niederen Ranges in die 
Reihen der fremden Armeen sich einstellen zu lassen. 
Vor allem drängten sich jetzt die jüngeren Fürsten- 
söhne zu dem auswärtigen Waffendienst. In den 
Zeiten, wo dieses Söldnerwesen noch lehnsrechtlichen 
Charakter hatte, war es ja auch vorgekommen, dass 
die Söhne eines deutschen Fürsten Vasallen eines 
fremden Königs wurden, wie 1379 die bi itU u Sühne 
des Herzogs Wilhelm von Jülich und 1397 der Sohn 
des Kurfürsten von der Pfalz; aber diese Fälle sind 
selten. In IG. und 17. Jahrhundert kam das häufiger 
vor') und die jüngeren Farstensöhne, wie überhaupt 

1) Silirenhcira: Frankreichs Einflu>^s auf Deutschland, 
Stuttgart 1845, S. 289; Erzherzo}4- Ferdhiniif! von Tirol war 
ebenfalls spanisclier Pensionär; Uirn: Erzherzog Ferdinand 
von Tirol, Innsbruck 1885. 

2) Der Grund dafür liei^t in dem Umstand, dass im Mittel- 
alter, wenn auch nicht die ganzen Heere, so doch stets ein 
Teil derselben Lehusheere waren, während sie sich im 16. und 
17. Jahrhundert aus Söldnern zusammensetzten. Dadnrrh, dass 
der KriefT »um Gewerbe geworden war, der Ritter dem Lands- 
knecht Plats gemacht hatte, war daa Aufbringen von Trappen- 
ktfrpem sehr erleichtert worden. 
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die unbemittelten Mitglieder des höheren deutschen 
Adels betrachteten die Stellung eines Pensionärs einer- 
seits als eine würdige Gelegenheit, ihren Ehrgeiz durch 
kriegerische Taten zu befriedigen, andrerseits als ein 
Vcrsorgungsinstitttt für schlechte Zeiten. Charakte- 
ristisch for die Grande, die damals zur Annahme einer 
Pension trieben, ist das Schreiben des Herzogs Johann 
Wilhehii von Sachsen aus dem Jahre 1558, in dem er 
angibt, weshalb er in französische Dienste getreten 
sei'»: Er habe des öfteren schon dem Könige Ferdi- 
nand seine Dienste angeboten, sei aber stets mit halben 
Worten abgewiesen worden; nun sei aber sein und 
seiner BrQder ,,arm8eliger und yertruckter Zustand^ 
bekannt; er sei nun mündig geworden und es erscheine 
ihm unwürdig, die Zeit „schlaffend zu versitzen und 
zu verseibern". Da seine Dienste nun von Österreich 
nicht angenommen seien, so habe er nach langer libor- 
legung erwogen, „welcher Gestalt die Stünde und der- 
selben Untertanen im heiligen Reich teutscher Nation 
vermög ihrer alten löblichen und wolilhergebrachten 
Freyheit inwendig und ausserhalb des Reichs sich frei 
und ungehindert gebrauchen zu lassen gewohnt, be- 
fugt und berechtigt gewesen und nochmals seynd . . . ., 
deswegen wir aus eigner Bewegnus .... als ein anner 
junger unterdiuckcer Fürst, welcher auf freiem Fusse 
bestehet, seine Besserung und gedeihliches Aufnehmen 
fürstlich rühmlich und der teutschen Nation alten, 
löblichen und fürstlichen Libertät-Freyheit und Her- 
kommen gemäss ganz gerne suchen und gewümen 
wollen, uns bei der kgl. Majestät zu Frankreich . . . . 
in eine Kriegs- und Dienstbestallung begeben und ein- 
gelassen haben.** Das also waren die Gründe, die 



1) Uoldast: Rmcluslkaiuiiuugen, Frankfurt 1712, II 382. 

4 
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einen protestfintisclieii Fiirsieu. cii mjh Angehörigen des- 
jenigen riuiises, unter dessen 8cluitz die Reformation 
eutstauden war und sicli Irei liatte entwickeln können, 
bewegen konnten, ein Jahrzehnt, nachdem sein Vater 
für den neuen Glauben in die Gefangenschaft Karls V. 
geraten war, seine Dienste dem Hause Österreich und 
der Krone Frankreich anzubieten. Er war mit nichten 
der einzige, der damals aus Geldgier und Ehrgeiz 
fremden Herrschern ohne Rücksicht auf politische und 
religiöse Verhältnisse seinen Arm \\oh: vor allem den 
damaligen Protestanten ist der Vorwurf gemacht wor- 
den, dass sie in der Mehrzahl nicht darnach fragten, 
für wessen Sache sie fochten, ob für einen Anhänger 
des Protestantismus oder für einen Katholiken, wah- 
rend die katholischen Fttrsten darauf wenigstens sahen, 
dass sie nicht auf Seiten der Gegner ihres Glaubens 
kämpften. So treffen wir in den Hugenottenkriegen 
unter den Fahnen der französischen Könige eine grosso 
Anzahl protestantischer Fürsten *), während wir keinen 
katholischen in den Reihen der Hugenotten antreffen. 
Von grossen politischen Ideen finden wir jedoch auch 
bei ihnen nur selten eine Spur, und wenn nicht Ehr- 
geiz oder Geldgier sie den fremden Machten zuführte, 
so war es zumeist die Besorgnis um ihre eigne Selb- 
ständigkeit. Die „teutsehe LibcrLat und Freyhcit" war 
eines der Schlagwörter, die im 16. Jahrhundert die 
Politik der deutschen Fürsten in hohem Masse bc- 



1) So gehörten die Horadge Johann Wilhelm und Johann 
Friedrich von S.ich8cu. Georii- von Ffalz-Siinmern, ein Bruder 

dos Kurfürsten Friedrich von der Pfalz, Markgraf Philibcrt von 
Baden und Gcort;' Hans von Vchlenz unter anderen zu den 
französischen Pensionären. Verzeichnis der französischen T'en- 
sioiiure aus dem Jahre I5()5/()G bei v. Bezold: Briefe des 
Pfalzgrafen Joiiann Caniinir. III 040.) 
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einflusste. So wenig wurde auf das allgemeine Wohl 

gesehen, dass ein Zeitgenosse, übrigens einer der 
schlimmsten Vertreter jener egoistischen ftlrstlichen 
Politik, der Rheingrai von Daun, Johann Philipp, dem 
spanischen Gesandten in Paris gegenüber aussprechen 
durfte, die Deutschen föchten f«r jeden, der sie be- 
zahlte, ohne sich um die Ursache des Kampfes zu 
kQmmern^). Emen etwas veränderten Charakter er- 
halten diese Verhältnisse im dreissigjährigen Krieg; 
das allerdings bleibt, dass Abenteurer, die den Krieg 
als Handwerk betrieben, durch Pensionen und lie- 
stallungen in die Dienste der Fremden traten; jetzt 
jedoch kommt nocli hinzu, dass die gefährdeten Stände 
noch mehr als im lü. Jahrhundert dem Ausland und 
vor allem den Franzosen sich zuwandten. Lange bevor 
Frankreich sich offen fttr den Eintritt in den Krieg 
entschloss, war es bemüht, durch Subsidien und Pen- 
sionen den Widerstand gegen Österreich aufrecht zu 
erhalten^). Einen grossen Werbezug unternahm der 
französische König in den Jahren 1633 und 1634. Nach 
dem Tode Gustav Adolfs lag die Gefahr nahe, dass 
das Haus Habsburg definitiv die Oberhand erlangen 
würde. Um den Krieg von neuem zu beleben, sandte 
Ludwig XIII. den Marquis de Feuquiöres als ausser- 
ordentlichen Gesandten nach Deutschland, um mit 
den Schweden und den Standen zu verhandeln. Um 
diese zu gewinnen, waren dem Marquis eine Anzahl 
Pcnsionciibricfe, „brcvcts", nntgegeben, die er zu ver- 
teilen hatte; daneben führte er ausser barem Oelde 

1) Bart hold: Deutschland und die Hugenotten, Bremen 
1848, S. 399; aus den M6moircs de Coadä. 

2) So unterstützte es den Grafen von Mansfeld und den 
König von Dänemark mit Subsidien (Fagniez: Le pöre 
Joseph et Richelieu I 248). 
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und goldenen Ehrenketten noch mehrere derartige 
Briefe mit sich, in denen der Name des PensioD&rs 
und die Höhe der zu verleihenden Pension noch frei 

waren; diese auszufallen war ihm nach Massgabe der 
Umstände und sich bietenden Gelegenheit vorbeh<alten 
So f^-ewann der französische Köni.i; den Rheingralen 
Otto Ludwig, den Landgrafen von Hessen, die Her/.öge 
Bernhard und Wilhelm von Sachsen- Weimar, den Mark- 
grafen von Brandenburg, den Grafen Philipp Beinhard 
von Solms, den Herzog Franz Albert von Lauenburg, 
den Herzog von Birkenfeld, den Landgrafen von Hessen- 
Darmstadt, die Pfalzgrafen von Simmem und Zwei- 
brücken, den Markgrafen von liaden und andere mehr"); 
ausserdem suchte Frankreich die Politik der deutschen 
Fürsten zu gewinnen, indem es deren einflussreichste 
Ratgeber erkaufte; so bezogen der in Diensten Bern- 
hards von Weimar stehende Staatsrat Bonilca, der 
Untergeneral des Herzogs, General Hans Ludwig von 
Erlach, die Kinder des brandenburgischen Ministers 
Schwarzenberg unter anderen Pensionen ; wenn solche 
Beschenkungen auch hie und da als Ehrengaben ver- 
liehen wurden, so haben sie doch in erster Linie den 
Zweck, die einem Fürsten nahewtcheiKlcM massgebenden 
Personen und Ratgeber zu gewinnen und auf diese 
Weise allmählich den Fürsten selbst fester an sich zu 
ketten So war es dem französischen König gelungen, 

1) Gallois: Lettrcs in6dites de Feuquiiies und Lcttres 
et negociatious du Marquis de Feuquitres, Amsterdam 1753. 
Feuqui^'res schlug übrigens die Wirkung der Verleihung von 
Pensionen nicht sehr hoch an, falls nicht gleich bare Aus- 
zahlung folge (Lettres et negociations II 217). 

2) Lettre« et negociations du Marquis de Feuquiöres 
I 183, 194, II SIT, 325 s. w. 

S) Auch im MUti^lalter wurden an einflossreiche Diener 
Jaiirg^elder verliehen, die natürlich nicht militärischen, sondern 
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eine grosse Anzahl deutscher Fürsten für sich zu ge- 
winnen; wenn schon in Friedenszeiten die Stände das 
Recht für sich in Anspruch nahmen, unter Rücksicht- 
nahme des Reichs und seiner Glieder ^frei und un- 
gehindert sich gebrauchen zu lassen^, so hielten sie 
es sicher für ihr gutes Recht, in den Zeiten allgemeiner 
BOrgerkriege die Waffen gegen den Kaiser zu wenden, 
dessen Interessen von den Angelegenheiten des Reichs 
scharf zu trennen seien; in solchen Fällen sei der 
Kaiser nicht Oberluuipt des Reichs, sondern selbst Partei, 
und werde durch einen Ani^riff auf ihn das Reich in 
keiner Weise beleidigt Wenn es auch in der Haupt- 
sache infolge der Stellung des Kaisers protestantische 
Fürsten waren, die sich Frankreich anschlössen, so 
brachten doch die Gefahren des allgemeinen Kriegs 

roin politischen Zweck iiatton; so iTliiclt im Jahre 1387 Theo- 
ilerioli l'yta«, KHiinnercr des Kizbi^chol.s von Köln, von Eduard IIJ. 
von England für die treuen Dienste, die it dem Könij( g-eleistet 
habe und nocii leisten werde, cMnc Pension von 300 ?lorin 
(Rymer: Kocdera II iii 192). Über die von Bonika etc. ver- 
liehenen Pensionen vg-1. Lettres et ne^ociations I 128, III 2 
und Gonzenbach: General Hans Ludwige von Erlach, 
Bern 1880—82, I 237 und 242. Gonzenbach »acht die an 
Eriaeh veriiehene Pension ledigUch als Ehrengabe für den Ge- 
sandten des Hersogs hinsostelien, beachtet dabei aber nicht, 
das» ancb frtther schon dem General ein Jahrgeld angeboten 
worden ist, Dass solche Geschenke Frankrelehs durchaus nicht 
so außtufassen sind, sondern politischen Zweck hatten, beweist 
der Bat Feaqui^s*, die dem kursichsiscbeu General von Arnim 
Kttgedachte Pension dem Hersag von Weimar besw. Land^afen 
von Hessen zu überweisen, falls mit Sachsen nichts zustande 
komme, die Pension also ihren Zweck nicht erfülle (Lettres et 
nögoctations I 1(>9). 

1) Ausführungen eines württembergrischen rjolehrten, Ni- 
kolaus M y 1 e rii s, in seiner Si-hrift: Stiatologia gerraanici 
imperii sive iniliMndi libertas Germanorum el impriinis impcrii 
ordiuum apud exteroä. 
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mit sich, dass auch andere Stönde sich unter den 
Schutz des niächtigen Nachbars stellten; so der Kur- 
fürst Philipp Christoph von Trier^ der bereits im Jahre 
1627 als französischer Pensionär nachzuweisen ist*). 

Oft standen solche Mietlinge zu gleicher Zeit im 
Solde zweier Herrscher» wie im Jahre 1512 Graf Adolf 
von Holstein*), und manchmal hat es den Anschein, als 
wenn die ganze Staatskunst der kleineren Fürstenhdfe 
in der damaligen Zeit darauf gerichtet sei und darin 
ihr Ziel suche, eine möglichst hohe Pension für die 
Angehörigen des Hofes herauszuschlagen; alle Ver- 
bindungen und Konnexionen werden zur Erreichung 
dieses Ziels herangezogen. Ein charakteristisches Bild 
solchen Drängens und Bittens bieten die Verhandlungen, 
die Herzog Wilhelm von Bayern am Ende des 16. Jahr- 
hunderts mit Spanien und Frankreich führte, um seinen 
Söhnen eine derartige zeitgemässe Versorgung zu ver- 
schaffen Besonders auf den spanischen Hof hat er 
es dabei abgesehen wegen seiner gut katholischen 
Richtung und wegen seines guten Einvernehmens mit 
den deutschen Habsburgern. Obwohl auf seine ersten 
Ritten keine Antwort erfolgt, setzt er nach einigem 
Warten seine Werbungen fort, kann jedoch nichts 



l)Eiiipfl6har! Kvifftrst Philipp Christoph von Trier 
und M&a» Bmiehiugeii sn Frftnkrtich, 8. 10. 

3) Bericht des englisclien Geenndteii Walsingham an Bur- 
Wigh. Er sei erstaunt zu. hören, dass der Herzog von Holstein, 
Pensionär der Krone von England, sich entschlossen habe, in 
die Dienste des Herzogs von Alba zu treten, obwohl er doch 
wisse, wie Eng-Iand mit Spanien stehe. (Sug-cnheim: Frank- 
reichs Einfluss auf Deutschland, I 280, und Groou von Prin- 
sterer: Archiv es ou correspondance inödite de la maison 
Orange-Nassau, III 492.) 

3) Stieve: Die Politik Bayerns 1591—1607, München l«<7ö, 
S. 359 ff. 
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erlangen, da die spanischen Finanzen gänzlich zerrüttet 

waren. Schliesslich cntschloss er sich, an Frankreich 
sich zu wenden, um dort eine Pension zu erlangen, 
oder um Spanien auf diese Weise zur Zahlung: einer 
solchen zu veranlassen; er erhält denn auch im Jahre 
1606 von dem französischen König ein Jahrgebalt für 
seinen Sohn Ferdinand, das jedoch nicht bedeutend 
gewesen zu sein scheint. 

Dergestalt also hatten sich diese politischen Be- 
ziehungen der deutschen Fürsten zum Ausland ver- 
mehrt, dass kaum ein Haus des liöheren deutsclicn 
Adels sich davon frei gehalten liatte. Die Gründe 
waren im wesentlichen die gleichen geblieben, wie 
wir sahen: Das Verlangen, seine politische und mili- 
tärische Macht zu erhöhen, auf Seiten des Verleihers 
der Pension, Geldmangel und Ehrgeiz auf Seiten des 
Pensionärs und nur selten politische Gründe'). 



1) Eine g^ründiiche sj'statnatische Bearbeitung der Pensiont- 
vertrüge ist zur Zeit noch nicht mdglich. Während nämlich 
für die Zeit^ in der die Soldvertrttge deutscher FiLraten mit 
dem AueUnd noch lehnsrechtlicher Natur waren, zahlreiches 
urkundliches Material gedruckt zur Verfügung steht, yor allem 
in den Urkundeusammlungen von R y m e r und Lacomblet, 
ist das Material für die Zeit des 16. und 17. Jahrhunderts, so 
zahlreich die PeiiBionsvcrträge auch damals waren, sehr zer- 
streut und lückenhaft. Der Vorzug-, dass sich für die lehne- 
rechtliche Zeit eine ganze Reihe solcher Verträge im Wortlaut 
gedruckt vorfindet, besteht für die folgende Zeit nicht Was 
wir über die l>eziehuiit^en dieser Art der deut^?chen Fürsten zu 
fremden iMiicbtcn wissen, findet sich vorwie<^end in Brieten und 
Ver5ieiehni.s>en der PensionSre; aber dieae Nacbricliten be- 
scliriinken sieli im wesentlichen auf die Nennung des Pensionära 
und die An*^a))e der Höhe des ihm verliehenen Jahrgehalts; nähere 
Pllinzelheiten finden sich nur ganz vereinzelt. Eine umfassende 
Darlegung der Verhältnisse ist jedoch nicht möglich, wenn nicht 
der Wortlaut der Vertrige oder der^ Hauptinhalt bekannt Ist. 
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Noch immer wurde darauf gesehen, dass bei den 
Verträgeil mit dem Ausland Kaiser und Reich und 
dessen Stünde ausgenommen wurden. Der Kaiser 
wird jetzt jedoch nicht mehr als Oberlehnsherr, sondern 
als Haupt und Vertreter des Reichs ausgenommen, 
eine Auffassung, der wir hie und da auch schon in 
den lehnsrechtlichen Verträgen begegnet sind. 

Die Dauer derartiger Dlenstverfträge war nicht 
mehr stets die gleiche, wie die der vasalUtischen 
Waf fenbUndnisse ; während diese mindestens anf die 
Lebensdauer des Lehnsherrn im l nuuines, oft aber 
auch für die Nachfolprcr und Erben vereinbart wurden, 
so wurde das jetzt anders; von einer erblichen Ver- 
leihung war nicht die Rede. Karl VIIL von Frank- 
reich erklärte schon im Jahre 1498, die Beherrscher 
Frankreichs seien nicht gewohnt, die von ihren Vor- 
gängern verliehenen Pensionen zu bezahlen^). Auch 
als Pfalzgraf Otto Heinrich den englischen König bat, 
ihm als dem Nachfolger seines Bruders Philipp die 
diesem verliehene Pension zu übertragen, da stiitzte er 
sich nicht auf irgend einen Kechstitel, .sondern sprach 
lediglich eine Bitte aus*). Daös von dem Pensionär eine 
erbliche Verleihung erstrebt wurde, ist selbstverständlich, 
ebenso selbstverständlich ist jedoch auch, dass der Ver- 
leiher der Pension sich nicht für alle Zeiten binden wollte, 
da er doch beim Ableben des Pensionärs das diesem ver- 
liehene Jahrgehalt immer noch auf seine Erben tiber- 
tragen konnte; so drang auch der Unterhändler des 
Herzogs Bernhard von Weimar darauf, dass die dem 

1) von Bezold: Bündnisrecht der Reichsfürsteo, S. 31, 
und Lud ewig*: Reliquiav nianuscriptoniTn VI IIH. 

2) Meyer: Die englische Diplomaüc in Deutschland, 
1900, S. 74—75; aus Calendar of State papers, foreign series, of 
Eduard VI^ ed. by TurnbuU. 
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Herzog verliehene Pension von 150000 Livres erblich 
erklärt werde, da sie nur so für ihn von Wert sei; 
aber er luusste sich mit dem Bescheid begnügen, dass 
der König von seinen Domflnen nichts geben kOnne 
als auf Lebenszeit, aus königlicher Gnade aber her- 
nach wohl von Zeit zu Zeit auch die Kinder damit 
gratiüziere*). Nicht einmal auf die Lebensdauer des 
Pensionärs werden die Jahrgehälter stets verliehen, 
wenn es auch das gewöhnlichere ist; es finden sich 
auch Fälle, in denen die Pension nur auf eine gewisse 
Zeit verliehen wird, was bei den vasallitischen Bünd- 
nissen nicht vorkam. Im Jahre 1565 wurde zwischen 
dem Könige von Spanien und dem Pfalzgrafen Wolf- 
gang von Zweibrücken ein Abkommen vereinbart, 
kraft dessen der letztere ein Dionstgeld von 3000 Kronen 
oder 4500 Gulden (Florins de Rhin) bezog und zwar 
für die Dauer von drei Jahren. Damit war die Ent- 
wickelung des Vasallen zu einem einfachen Söldner 
vollendet; von der wechselseitigen Treue auf Lebens- 
zeit und bis in den Tod hinein, wie sie das ursprüng- 
liche Verhältnis des Mannes zu seinem Herrn ver- 
langte, war man gelangt zu einem Dienstvertrag, durch 
den der eine Teil für eine beschränkte Zeit und gegen 
eine bestimmte Eutschädiiiunp: in die Dienste des an- 
deren tritt. Dieser Pensiuiisvcrtrag auf bestimmte 
Zeit bildet ge Wissermassen das Mittelglied zwischen dem 
Pensionsvertrag auf Lebenszeit und der Bestallung, 
demjenigen Vertrag, durch den man einen Söldner f Qr 
einen bestimmten Zweck mietete* Wie der Pensions- 
vertrag, so ist auch die Bestallung aus dem Lehns- 
vertrag hervoigegangen ; der Unterschied besteht darin, 



1) Oonzenbach: General Hann Ludwig von Erlach 
von Casteleu, Bern 1880—82, I lOa 



Digitized by Google 



^ fi8 - 



dass der Peasioiiär ganz im atlgemeinen für dio Dienste 
des Herrn angeworben wird, während die Bestallung 
far einen bestimmten Zweck und damit nur fttr be- 
schrankte Zeit gilt. Beide Riebtungen sind in vielen 
der Lebnsverträge bereits enthalten, sowohl die all- 
gemeine Verpflichtung zu Kriegsdiensten infolge des 
vasallitischen Verhältnisses, als auch die nähere An- 
gabe des Zwecks und Ziels. Nicht immer lassen sich 
beide Vertragsarten reinlich von einander scheiden 
und hie und da kommen sie zusammen vor, lodern 
dem Pensionftr für d^ Fall einer roilitttrisehen ünter- 
statzung eine besondere Bestallung ausgestellt wird. 
Das vermehrte Andringen und Bewerben der deutschen 
Fürsten um ausländische Pensionen hatte natürlich 
zur Folge, dass die Höhe der verliehenen Jahrgelder 
oft eine sehr .s:eringe war; das vollausgebildete System 
der geworbenen Söldnerheere bewirkte ausserdem, dass 
die Fahrer von Söldnerhaufen, meist Angehörige des 
niederen Adels oder Bürgerliche, mit den forstlichen 
Bewerbern um Pensionen konkurrierten und ihrer 
besseren Kriegskenntnis wegen diesen nicht selten 
vorgezogen wurden. Andererseits erlangten die Pen- 
sionen oft eine ii:e waltige Höhe, wenn es sieh darum 
handelte, die Freundschaft eines niächtiLi'on }{ri( lis- 
Itlrsten oder die Unterstützung eines beruhruteii Krlcgs- 
helden zu erlangen*). — War schon in den lehns- 
rechtlichen Waffenbündnissen fttr die Dauer einer 
miHtArischen Unterstatzung häufig die Zahlung von 



1) Stelle von Bezold: Bündnisreeht . . 8.80. Eb 
wird dort hingpewiesen ftnf die Zusicherung eines J«brge1wlt8 
von 40 000 Francs an Pfslsgraf Johann Casimir durch Heinrich II. 
▼on Frankreich 1576; auf die dem Landgrafen Moriss von Hessen 
zugebilligte Pension roxi 36000 Llvres und das weit h5here 
Jahrgebalt Bernhards von Weimar. 
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Sold vereinbart, so geschah das jetzt ohne Ausnahime; 
es wird durch die Verleibuug einer Pension oft nur 
die Freundschaft des Pensionärs erkauft und die Zu< 
Sicherung der Unterstützung in Eriegszeiteni während 
die näheren Bestimmungen, wie die Anzahl der zu 
werbenden Knechte und die Höhe dos zu zahlenden 
Soldes in den einzehien Fällen durch eine besondere 
Bestallung geregelt werden soll. Häufig geschah auch, 
dass bei der Verleihung eines Jahrgelds zugleich be- 
stimmt wurde, dass der betreffende auch seine Offiziere 
zu besolden habe'). 

Die Anzahl der zu stellenden Mannschaften wurde 
jetzt stets zahlenmässig festgesetzt, vne das ja auch 
in den vasallitischen Verträgen häufig geschah. Wenn 
es jedoch in den letzten hie und da vorkam, dass der 
Lehnsmann mit ganzer Macht dem Herrn zu Hilfe zu 
eilen versprach, so geschah das jetzt nicht mehr; der 
Qrund dafür liegt eben dariUi dass damals noch Lehns- 
heere bestanden, während sie jetzt ganz durch Söldner- 
heere ersetzt waren. — Sehr viel mehr als in früheren 
Zeiten wird jetzt auf politische Unterstützung Wert 
gelegt. Eiiiwedcr sucht mau durch Gewährung von 
Pensionen oder durch Verleihung von eiuträglichen 

1) Verzeichnis der französiäclieu Pensionäre in R e z o 1 d : 
Briefe des Pfalzgrafen Johiinn Casimir III r>40. „Ic ai: de Luxem- 
burg" erhält 6500 I. „tant pour lui, son lieutenant, que trois 
capitaines" ; «Ernest de Mandelsoe 8000 1. pour sa personne, 
son tieutenant et quittre capitaines'^; le comto de Vnesterburg, 
quf a Charge de 1200 cbevanU, pour rentretenement de sa 
personne et de qnatre capitafnes, dont Tun «it son lleatenant*. 
In ähnlicher Weise zählt das Verzeicbnis auf den Bheingrafen 
Friedrich, den Qrafen von Barby und den Herrn von Bassom- 
pierre (Betstoin), während Georg von Pfalx-Simnirrn ausdrück- 
lich 7600 1. erhält ,ponr Tentretenement de na personne » . . 
sans aulcuns capitalnes*. 
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Stellen an Mitglieder eines bcfreundeteu Fürstenhauses 
dieses dauernd an sich zu fesseln, wie Spanien zu 
Bayern, Frankreich zu der Pfalz lange enge Be- 
ziehungen hatte, oder man suchte Bich für einzelne 
Falle die Gunst und Unterstützung der RdchsffUrsten 
zu sichern, so bei der Sedisvakanz des Kaiserthrones; 
bekannt sind die Anstrüni;uiii;en, die König Franz I. 
von Fnuiivrcich und der nat'hmali,2fe Kaiser Karl V. 
in dieser I^ezieiiuiig im Jahre 1519 machten. — Jetzt 
kam auch die Sitte auf, dass Fürsten des Reichs ihre 
Söhne an auslandischen Höfen erziehen oder in den 
Hof dienst eines auswärtigen Königs eintreten Hessen; 
der Unterhalt wurde dann oft durch Pensionen be- 
stritten. Natttrlich konnten sich dadurch die Be- 
Ziehungen zwischen den beiden Familien nur festigen. 
Im Jalire 1498 bat Karl VIII. von Frankreicli den Kur- 
t lü stcn Philipp von der Pfalz, einen seiner Sölme ihm 
an den Hot zu senden, was dieser ihm jedoch ab- 
schlug, da die seinem Sohne zugedachte Pension als 
zu niedrig seiner Würde nicht entspreche Auch der 
englische Hof suchte deutsche Prinzen in seinen Dienst 
zu ziehen, so weilte ein Sohn des Herzogs Otto von 
Lüneburg an dem englischen Hof, von dem er ein 
Jahrgehalt von 500 Kronen bezog-). — Der nämliche 
Grund, der die Höhe der Pensionen oft sehr ver- 
ringerte, das massenhafte Andrängen zum ausländischen 
Dienst, war auch der Grund dafür, dass die Auszahlung 
der verliehenen Jahrgelder oft eine sehr nachlässige 
war. Dieser Klasse von Leuten gegenüber, die nach 
dem Urteil der Mitwelt fast alle käuflich waren und 

1) Yon Besold: Bändnisrecht, S. 29, und L u d e w i g : 

Bellquiae inauuscriptorum VI 110. 

T u r II T) u ] 1 : Calendar of st Ate papers, forei^ series, 
oi £dttard VI. nr. Id6. 
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nicht darnach fragten, für wessen Sache sie ihr Schwert 
zogen, konnten die fremden Könige es ruhig wagen, 
die noch Jüngst verliehenen Pensionen wieder zu ent- 
ziehen, oder doch deren Auszahlung zu vergessen und 
zu verzögern. Die Klagen darüber sind denn auch 
sehr häufig. Ludwig von Bayern hatte von Spanien 
(Muc Pension erhalten, aber es war ilini niemals auch 
nur das geringste davon ausgezahlt worden*); trotz- 
dem suchen die Mitglieder des bayrischen Hauses an 
den guten Beziehungen zum spanischen Hofe fest- 
zuhalten und immer wieder finden wir sie unter den 
Bewerbern um spanische Pensionen. Auch das an 
Wolfgang von Zweibrücken von Spanien verliehene 
Jahrirohalt wurde diesem nur einmal aus^^ezahlf ); in 
gleiclier Weise mu^s 1497 Kurfürst Philipp von der 
Pfalz den französischen König bitten, ihm die durch 
ein versiegeltes Schreiben zugesagte Pension zu zahlen, 
und ebenso muss er auch 1498 wiederum an die seit 
sechs Jahren nicht gezahlte Pension erinnern; der 
König schulde ihm 70000 Francs „et ut aolutio praefar 
torum 70000 francorum fiat, iterum atque iterum pe- 
tiniuö"^). Diese Falle häufen sich werden in ge* 



1) S t i e V e : Die Politik Bayerns . . . 

2) Menzel: Wolfgang' von Zweibrücken, München 1893, 
S. 395. 

3) L u d c w i g : Kuliquiae nianuscriptorum VI IGO. Um 
die Auszahlung der ihm 1577 von Spanien verltelienen Pension 
2Xk erlangen, siebt sieh Enbereog Ferdinand Ton Tirol 1578 
zu dem Anerbieten gezwungen, die in der Bestallung vereinbarte 
Zahl der an stellenden Truppen van ein bedentendes Termehren 
zu wollen (Hirn: Krsheraog Ferdinand von Tirol, Innsbruck 
1886, II 237). 

4) Auch der englische Hof war in der Verlelbnng von 
Jabrgeldern bereitwilliger als in der Auszahlung. Im Jahre 
J552 bittet der Herzog von Lfinobnrg um Zahlung einer Pension, 
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wibser Weise jedoch wett gemacht durch die Un- 
zuverlässigkeit, mit der die Pensionäre den Über- 
nommenen Verpflichtungen nachkamen. Auf deren 
Dienste konnten die fremden Könige nichts weniger 
als bestimmt rechnen; wurde ihnen von anderer Seite 
mehr geboten, oder behagte ihnen der Dienst nicht 
mehr, so sagten sie unverzüglich die Bestallung auf 
und traten in andere Dienste ein. So war 1548 der 
Graf von 01denl)Lirg' auf die Werbungen der englischen 
Regierung hin bereit, den französischen Dienst zu 
quittieren und in englische Dienste zu treten, falls 
ihm von England das gleiche geboten werde, was ihm 
zurzeit Frankreich zahle, nAmüch 2000 Kronen für 
sich und dieselbe Summe für seine Hauptleute Auch 
Wolfgang von ZweibrQckcn, der sich für drei Jahre 
dem König von Spanien verpflichtet hatte, war bald 
anderen Sinnes geworden : etwa zwei Jahre nacli seinem 
Eintritt in das Dienstverhältnis wurde er von Alba 
aufgefordert, ihm gogen die aufrührerischen Nieder- 
länder 2000 Reiter zuzuführen; anfangs gab er hin- 
haltende Antwort^ um dann im Anfang des Jahres 
1568 den Dienst aufzusagen» bevor noch die Vertrags- 
frist von drei Jahren abgelaufen war; er bleibt bei 
seiner Weigerung auch dann, als Piiilipp II. sich zur 
Auszahhmg des rückständigen Jahrgehalts erbietet*). 
— Wir sahen, dass bei den lehnsrechtlicheu Verträgen 
die Formalitäten des Lehnswesens nach Möglichkeit 
festgehalten wurden; mit dem Fortfall der vasallitischen 
Einkleidung hört natürlich der Akt der Huldigung 

die ihm der ens^lische Kdtiig 1549 verlieheii liabe, die aber jetst 
bereitfi nieht mehr gezahlt werde (Tumbu 11: Caleudar of 
State papers . . . nr. 552). 

1) Turn bull: Calendar . . . nr. 129. 

2) Menxel: Wolfgangr von Zweibrücken» S. 486. 
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und Belehoung aaf; eine persönliche Zusammenkunft 
des Pensionärs mit seinem Dienstherrn, wie sie auch 
hei den Lehnsverträgen schon nicht mehr stets statt- 
fand, in der Mehrzahl aber angestrebt wurde, wird 
jetzt nicht mehr verlangt. Die Verhandlungen und 
der Abschluss der Verträge werden durch Bevoll- 
mächtigte besorgt. Nicht die beiderseitigen Eide und 
die damit verbundenen symbolischen Handlungen, 
sondern die schriftliche Zusage bindet den Pensionär 
und seinen Dienstherm; den Eid ersetzt die Unterr 
Schrift. So ist die LehnsurkundCi die ursprünglich 
nur eine Bestätigung dessen war, dass dieBelchnung 
und Huldigung vui^enommen sei, die daiiii eine Wieder- 
holung des Verleiliungsaktes wurde, zu einem vollen 
Ersatz der Formalitäten geworden. 

Während in der oben dargestellten Weise die 
Glieder des Keicbs in althergebrachter Sitte auf Grund 
der „alten, teutschen Llbertät*' fremden Mächten in 
Bündnissen und durch Bestallungen ihre militärischen 
Kräfte zur Verfügung stellten, kann es nicht wunder- 
nehmen, wenn Teile des Reichs, die faktisch ihre 
Zugehörigkeit zum Reich schon lange gelöst hatten, 
rechtlich aber dem ReichsN crbande noch angehörten, 
die schweizer Eidgenossen, in ähnlicher Weise dieses 
Recht ausübten. In den Kämpfen gegen das Haus 
Habsburg und Karl den Kühnen hatten sie sich als 
tüchtige Krieger bewiesen und sich einen gefürchteten 
Namen gemacht; bevor noch der deutsche Lands- 
knecht weit über die Grenzen des Vaterlandes hinaus 
als tapferer Soldat geschätzt und gescheut war, galten 
die schweizer Söldner für die hervorragendsten Truppen 
in Europa. In den Kämpfen zwischen Frankreich und 
Osterreich um die Wende des Mittelalters gaben sie 
nicht selten den Ausschlag; und um ihre Freundschaft 
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warben nicht nur beide Parteien, sondern fast alle 
Mächte Europas suchten die Gunst des kleinen Berg- 
volkes zu gewinnen'). Durch Geld suchte man die 
fuhrenden Schichten sich geneigt zu machen und vor 
allem war es wieder Frankreich, das durch grosse 
Frcigel)ifrkeit und geschickte Anwenduiii^ seiner Mittel 
für sicii Propaganda zu machen verstand; „schon 
nahten die Zeiten, da fast alle iiire führenden Familien 
und Staatsmanner Pensionäre Franlo^ichs werden 
sollten*''). Diese Unsitte, von fremden Herrschern 
Pensionen und Geschenke anzunehmen*), musste zu 
den schlimmsten Folgen führen. Durch die Käuflich- 
keit der führenden Kreise wurde die Selbständigkeit 
und Unbefangenheit der scliweizer Politik schwer ge 
fährdet: politisclie Erwägungen traten in den Hinter- 
grund oder wurden durch die Rücksicht auf materiellen 
Vorteil in unheilvoller Weise beeinflusst^). Zudem 
beeinträchtigte diese Gewohnheit die militärische Be- 
deutung der eidgenössischen Orte in erheblichem 
Masse; durch Pensionen suchten die fremden Staaten 
Söldnerführer zu gewinnen, die ihnen dann auf eigene 
Faust Truppen znführten. Diese Misstände wurden 
denn auch von Einsichtigen erkannt und Abhilfe be- 
schlossen; aber alle Bemühungen, das Beislaufen und 

1) So MathiasCorvinus, die Kurie, MaUaud, Venedig, 
Savoyen und andere. 

2) Lamp recht: Deutsclie Gcscliichto, V 31. 

3) Neben Frankreich waren es vor anderen der Papst, 
Savoyeu und die Habsburger, die auf diese Weise Einflnas auf 
die Politik der Schweizer lu gewinnen suchten. 

4) Oechsli: Bausteine zar Schweisergescbichte, Zürich 
1881, S. 10<^ bemeikt dasu: .Zuweilen hat man von den diplo- 
matischen Auftritten an der Tagsatsung den Eindruck, als ob 
es sich um eine Steigerung handele, bei welcher die eidgenös- 
sische Kri^kraft dem Meistbietenden sugesehlagen sei.* 
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die geheimen Pensionen abzustellen, hatten nur kurzen 
Bestand^). Was die ausw&rtigen Staaten durch ihren 
Geldaufwand bei den Eidgenossen zu erlangen suchten, 
war in der Hauptsache dasselbe, was sie bei den 

deutschen Fürsten durch Pensions vertrüge zu erreichen 
bestrebt waren: Politische Freundschaft und Unter- 
stiitzuui;' und vor allen Duii^en 8oldtriippcn. Zwischen 
Frankreich und den Eidgenossen wurden mehrere 
Verträge und Einungen in dem Sinne abgeschlossen. 
Bereits in der Mitte des lö. Jahrhunderts näherte 
sich die französische Politik den Schweizemi um ihre 
Unterstützung in Kriegsfällen zu erlangen^ aber diese 
gingen auf die französischen Wünsche nicht ein, da 
es den schweizerischen Traditionen widerspreche, die 
Mannschult ausser Landes in fremde Gegenden zu 
senden*). Aber im Laufe der Zeit machte sieh die 
Wirkung des französischen Goldes bemerkbar uod nun 
waren die Eidgenossen nicht mehr so konsequent Im 
Jahre 1521 wurde zwischen BVankreich und den Eid- 
genossen ein Vertrag abgeschlossen*), in dem sich der 
französische König verpflichtet, im Falle dass die Eid- 
genossen angegriffen würden, sie mit 200 Lctiizcii^ 
12 Geschützen und Subsidien zu unterstützen; gerät der 
König in einem Krieg, so haben die Schweizer 6000 
bis 1(5000 Mann auf seine Kosten zu senden; der 
Sold, 4^8 rheinische Gulden monatlich, wird vor dem 
Ausrücken auf drei Monate vorausbezahlt, der Kriegs- 



1) Vgl. darüber den Aufsatz über tlen Pensionenbrief in 
Oechslit Baiutoine. 

S) Bern an Lnzem Im Jahre 1468; vgl. D 1 e r a u e r : Ge- 
schichte der schweizerischen Eidgenossenschaft, Gotha 1897—92, 
II 184. 

3) Amtliche Sammlung der ftlteren eidgenössischen Ab- 
schiede, 1889 ff., IV la 1491 ff. 

5 
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dienst dauert bis zum £nde des Krieges, jedoch sollen 
die Eidgenossen befugt sein, ihre Knechte vorher 
zurückzurufen, falls sie selbst angegriffen werden. Fcur 
die Zeit des Vertrags, der bis drei Jahre nach dem 

Tod des Königs dauern soll, erhält jeder Ort eine 
Pension von 3000 Francs; in einem ähnlichen, bereits 
1516 zwischen beiden Parteien ^beschlossenen Bündnis 
hatte der König jedem Ort 20(J0 Francs jährlich zu- 
gesagt; diese Summe wird jetzt auf besonderen Wunsch 
der Eidgenossen erhöht. Nach dem Tode Franz' I. 
wurde die Vereinung von seinem Nachfolger Heinrich II. 
erneuert: Was bei den Verträgen von vornherein auf- 
f2Ult, ist die Bestimmung über ihre Dauer; der Vertrag 
von 1521 soll währen bis drei Jahre nach dem Tode 
des Königs, in einem Entwurf dazu waren fünf Jahre, 
in einem anderen Vertrag zehn Jahre festgesetzt. Der 
Zweck dieser Bestimmung ist der, einen plötzlichen 
Abbruch der Verbindung zu erschweren und zu ver- 
hindern. Wenn z. B. der französische KOnig während 
eines Krieges stürbe » dann wären die Eidgenossen 
befugt, mitten im Kriege abzuziehen, falls der sie 
bindende Vertrag nui* auf die Lebensdauer des Königs 
abgeschlossen wäre; durch die Zusatzbestimimmg 
jedoch bleibt in gefahrvollen Zeiten die Unterstützung 
der Eidgenossen noch eine Zeitlang gesichert und der 
Nachfolger des Königs hat Zeit und Gelegenheit, die 
durch den Tod seines Vorgängers gelöste Verbindung 
wieder anzuknapfen, ohne dass diese unterbrochen 
wird; ein mit dieser Bestimmung geschlossener Vertrag 
ist gewissermassen ein Mittelding zwischen einem Erb- 
vertrag und einem nur auf Lebenszeit abgesohlossenen 
Bündnis. — Wie die Pension überhaupt aus dem 
„beneficium^ hervorgegangen ist, so wurden auch die 
den Eidgenossen verliehenen als ein Zeichen beson- 
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derer königlicher Gnade bezeichnet. Im Verhältnis 
zu den Pensionen, die die deutschen Fürsten fQr die 
Stellung von Truppen erhielten, waren die Jahi^gelder 
für die einzelnen eidgenössischen Orte nicht sehr hoch. 

Der Grund liegt einmal darin, dass die Schweizer im 
Falle eines Krigeti die, wenn aucli unbedeutende, Unter- 
stützung des französischen Köniiis erhalten sollten; 
Hauptgrund aber war der, dass die führenden Familien 
ans den Beziehungen zu den fremden Herrschern für 
sich schon grosse Vorteile zogen durch Geschenke und 
Jahrgelder, die oft eine betrachtliche Höhe erreichten ; 
war es doch ein öffentliches Geheinmis, dass die 
geheimen Pensionen und Geschenke, welche einfluss- 
reiche Privatpersonen aus dem Ausland bezogen, weit 
ürrssere Summen betrugen, als die öffentlichen in die 
KStaatsgelder Iiiessenden Jahrgelder Dass dieser Um- 
stand tatsächlich die Höhe der Staatspensionen herunter- 
drückte, beweist der Umstand, dass Basel, welches 
seinen Borgern die Annahme von Jahrgeldem und 
Geschenken strenger untersagte, als die anderen Städte, 
von dem französischen König jährlich 3000 Francs 
mehr erhielt, als die abrissen Orte. Als die Eidgenossen 
im Jahre 1521 mit Franz 1. die erwähnte Vereinung 
schlössen, bat der Rat von Basel, der König möge, 
da niemand in Basel eine Pension annehmen dürfe, 
das Gemeingut der Stadt etwas reichlicher bedenken, 
damit die BOrgerschaft doch auch etwas vQn der 
Vereinung geniesse; daraufhin bewilligte Franz der 
Stadt „anlangen des gemeüien Säckels'^ eine Jahree- 
summe von 300ü ijrancti-j. 



1) Oeehsli: Baluteine . . ., S. 100. 
9) Amtliehe Sammlung der eldgenösdischeii Abschiede 
IV ib 181. 
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So sehen wir, wie dio Aiii^^ehörip^en des Reichs 
ohne R(U:ksicht auf das Wohl des V'aterhuides uud ihre 
eigene Würde fremden Interessen ihr öchwert liehen. 
Die Lockung des fremden Geldes war zu TerfUbrerisch 
und die Gewöhnung an ein freies Soldatenleben war 
zu stark, als dass die Bemühungen des Kaisers gegen 
diese schon Jahrhunderte währende Unsitte von Erfolg 
hätten ^,'e krönt werden können. Die Unruhe und 
Unsicherheit, die dem Reich aus den geschilderten 
Verhältnissen erwuchsen ^ i, le.i^ten dem Kaiser die 
Pflicht auf, dagegen einzuschreiten. Eine Abstellung 
der Misstände musste naturlich auch den Reichs- 
ständen in ihrem eigenen Interesse genehm sein; trotz, 
dem aber stehen sie den Bemflhungen des Kaisers 
argwöhnisch gegenüber» da jede Beschränkung des 
Rechts der f^ien Verfügung über ihre Truppen für 
sie eine Bcsehncidung der althergebrachten „tcutschcu 
Freyheit und LiberLät'' war. Je nach der Macht- 
stellung der einen oder anderen Partei und der all- 
gemeinen politischen Lage fielen die Bestimmungen 
milder oder schärfer aus. Der Beichsabschied von 
1495 bestimmte nur, dass Bündnisse mit dem Ausland 
verboten seien, falls sie sich gegen das Reich rich- 
teten, liess also indirekt eine Verbindung der Stände 
mit dem Ausland zu unter Vorbehalt der Rechte des 
Reichs. Etwas weiter ausgeführt waren die auf den 
Reichstagen von 1541, 1542 und 1544 erlassenen Ge- 
bote^ jedoch sprachen sie im wesentlichen das näm- 
liche aus. Oanz anders lauteten die Erlasse Karl V. 
in den Zeiten sehier höchsten Machtentfaltung. Auf 



1) über die durch Trappend nrchzüge verursachten Vei- 
wüBtungen vgl. Ritter: Deutsche Geschichte im Zeitalter der 
Qegenreformatiou, I 429 f. 
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dem Reichstag im Jahre 1551 wurde direkt verboten^ 
ohne Vorwissen und Bewilligung des Kaisers und der 
Obrigkeit sich bestellen zu lassen oder öffentlich oder 
heimlich einem Herren zuzuziehen^). £benso war schon 
1548 in einem kaiserlichen Mandat bestimmt worden, 
dass sich nicmaud in Kriej^rüstuD^eii ausserhalb dc8 
Reichs begeben, noch im Reich Rüstungen vornehmen 
solle *). Dass Kaiser Karl V. auch i^ewillt war, diesen 
seinen Geboten Nachdruck zu verleihen, beweist sein 
Vorgehen gegen den in französischen Diensten stehenden 
deutschen Obersten Sebastian Vogelsberger. Im Jahre 
1548 wurde der Oberst mit zweien seiner Hauptleute 
in Augsburg hingerichtet, weil er die kaiserlichen 
Gebote verletzt habe*). Dieses Vorgehen gegen die 
alther^rebrachten Privilegien der deutschen Stände war 
eine der IJauptursaehen für die l' ürstenrevolutiou des 
Jahres löö2. Moriz von Sachsen äussert sich in 
seinem Schreiben an die Beichsstände darüber: „Item 
man klagt, dass der teutschem Nation zuwider ihre 
Freyheit (dieweü sie Gott lob vor anderen Nationen 
reich an Volk ist) genommen und verbotten wird, 
keinem anderen Herrn zu dienen, und dasselbe k^-- 
scliähe kaiserlicher Majestät Erblanden und Privat- 
kric^^s halber" Der Aufstand hatte den absolutisti- 

1) Neue und vollständige Sammlung der Roichsabsciiit'de 
von .1. Schill aus ä und Seuckenberg, Frankfurt 1747, 
I 624. 

2) Sammluug der Reichsabschiede, I 683. 

3) Ygl den Artikel yon K 1 u k h o h n Aber Lasnras von 
Sehwendi in der allgemeinen deutschen Biographie. 

4) Hcrtleder; Handlungen und Ausschreibungen von 
den ÜrsaehMi des tentschen Kriegs, Frankfurt 1617, I, Hb. &, 
cap. 15, % 19. Siehe femer die Beschwerde des Markgrafen 
Albrecht Ton Brandenburg: Also ist wider unser der Teutschen 
alt Herkommen und Freyhdt den Stünden tentscher l^ation 
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schen Pliliien dvv Habsburger ein Ende gemacht und 
die Vorrecfate der Stande wieder best&tigt, so fielen 
denn jetzt; die Bestimmungen wieder milder aus; im 
Jahre 1564 wurde ein striktes Verbot der fkremden 
Kriegsdienste nicht mehr erlassen^ sondern demjenigen, 
der Werbungen vornehmen wolle, ledi^ÜLh zui l'tlicht 
aeniacht, sein Vorhaben dem betreffenden Kreis- 
obersten ,anziizei,g"en und dessen Genehmigung ein- 
zuholen. Zu dem Zweck hat er seine Bestallung vor- 
zuaseigen und zu erkl&ren, für wen er die Werbungen 
vornehme und fOr welche Zwecke er sich gebrauchen 
lassen wolle, femer solle er Btlrgschaft leisten, dass 
das geworbene Eriegsvolk nicht wider Kaiser und 
Reich verwendet werden solle, und schliesslich das 
Versprechen abgeben, den Friedensgeboten und 
Satzungen gemäss sich verhalten zu wollen^). Diese 

vou den höehsten bis auf den wenigsten verbotten, sich obn 
anderer Vorwissen und Willen ausser Tentseblanil oder sonsten 
in einige anderer Potentaten Dienst zu begeben." Die Furcht 
vor dem „spanischen Doniinat" und der „viehischen erblichen 
Servitut" bildet seitdem eine Hauptrichtschnur für die Politik 
der Stände (P h i 1 i p p i : Der Westfälische Friede, 189b). 

1) 01)W(iliI in dem Koichsabschiod nteht direkt ausgesagt 
wird, dass bei Bcfol^un^'- <I»m- Bcstiannungen die Erlaubnis des 
KroisobfistcM! nicht verweijz:ert werden könne, so ist der Ab- 
.schiefi docii so aufzufassen, wurde jedeufalls so auffJTCfasst. 
Bei seinem ZvtgB nach Frankreich iiatt»' der Pfalzgraf Juhuiui 
Ciisimir in seiner Bestallung den Kaiser, das Reich und die 
Stände ausgenommen und dem Kreiüo bersten die nöiigeu Ver- 
spreehungen g^acht (Brief des Pfalzgrafen an Kaiser Maxi- 
miUan IL, 17. XI. 1567, bei K 1 u k h o h n : Briefe Friedriehs des 
' Frommen n 140). Als der Kaiser nun unter Berufung: auf die 
Landfiriedenskonstttutionen und kraft kaiserlicher Machtvoll- 
kommenheit flfebot, die geworbenen Truppen wieder su ent- 
lassen, da antwortete der Knrffirst von der Pfalz als Oberster 
des rheinisehen Kreises, er habe nidit das Becht, dem Pfali- 
grafton den Zug xu untersagen (Klukhohn: n 140 f.). 
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Bestimmrngen worden im Jahre löTO auf dem Reichs- 
tag nochmals getroffen und von neuem eingeschärft, 
vorher jedoeh an die althergebrachte teutscbe Freyheit, 
um Ehr und Ruhm frembden Potentaten ohn alles 

Beleidigen des Vatterlandes und dessen Anfrehörigen 
zu dienen" erinnert. Die gegen die uiii^rlHihiiiciie 
Aus!jiit7Anig dieses Privilegs erlasisenen Besiinummgen 
seien aber nicht stets befolgt worden, und deshalb 
suchte man nun den Misständen dadurch abzuhelfen, 
dass man den fremden Herrschern, die im Reich 
Werbungen yomehmen lassen wollten, das Qesch&ft 
dadurch erschwerte, dass man die Besthnmung traf, 
dass m diesem Falle der betreffende König um die 
Erlaubnis nachsuchen solle, indem er ein Gesuch an 
den Kaiser richte mit der Angabe, wieviel Tru|)i)en 
er werben wolle und wer die Führer seien. Ferner 
sollte er die Erklärung abgeben, dass sich die Wer- 
bung nicht gegen Kaiser und Kelch richten solle; 
ebenso sollen die geworbenen Obersten dem Kaiser 
ihre Werbung anzeigen und die gleichen Versprechungen 
leisten. In ähnlicher Weise wurde auf den Reichs- 
tagen von 1576, 1582 und 1594 beschlossen. Ein 
schärl'eres Vorgehen des Kaisers wurde von den Stünden 
stets verhindert. So suchte er auf dem Keiclistag dos 
Jahres 1570 energischer dem Unwesen ein Ende zu 
machen, zugleich aber — und daran scheiterte der 
Versuch — die kaiserliche Gewalt zu stärken. Er 
brachte den Antrag ein, dass alle Werbungen für das 
Ausland der kaiserUclien Erlaubnis bedurften, suchte 
also das wieder zu erlangen, was KarlV. durch die 
Fürstenrevolution entrissen war. Die freie Entscheidung 
darüber aber wollten die Protestanten dem Kaiser, der 
selbst Partei sei, nicht zugestehen; dadurch dass 
Brandenburg, Pfalz und Sachsen gegen den Vorschlag 
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stimmten, fiel der kaiserliche Antrag'). Ein noch 
weitergehender Vorschlag wurde im Jahre 1582 auf 
dem Reichstag zu Augsburg gemacht. Den Ständen 
sollte jede Annahme fremder Bestallung bei Strafe 
der Acht und Aberacht verboten sein, falls sie nicht 
die Zustimmung des Kaisers hätten. Ausserdem sollten 
noch die Inhaber fremder Bestiillungen diese sofort 
aufsagen und sit li liir die Zukunft eidlich verpflichten, 
keine mehr anzunehmen 'j. Auch dieser Vorschlag, 
der sich übrigens in erster Linie gegen die die QeneraU 
Staaten unterstützenden Protestanten richtete, musste 
natürlich an dem Widerstand der auf ihre Selbständig- 
Iceit eifersüchtigen Stftnde scheitern; und so blieb es 
bei den schwächlichen, unzulänglichen Bestimmungen 
des Jahres 1570. In den folgenden wilden Kriegs- 
zeiteu konnte von einer fi'nchtliaren Keicbsgesetz- 
gcbung schon gar nicht die Kede sein, und im west- 
fälischen Frieden wurde dann den Ständen das Recht, 
das sie, wie wir sahen^ tatsächlich schon Jahrhunderte 
hindurch ausübten, nun auch gesetzlich zugestanden; 
sie wurden in allen Rechten und Privilegien bestätigt, 
und vor allem wurde ihnen bewilligt, unter einander 
und mit dem Au.-^land Bündnisse zu schliessen unter 
Vorbehalt der Rechte des Kaisers und des Reichs, 
sowie des Reichsfricdens'}. Es war dieses, wie gesagt. 



1) Ritter: Deutsche GoBehicbte, I 433—484. 

^ Berieht der Räte des Pfalzgrafen Johann Casimirs an 
diesen, Augsburg den 31. VIL 1!M)3, bdronBesold: Briefe 
des Pfalsgrafen Johann Casimir L, nr. 880. 

3) J. J. Sehmauss: Corpus ioris pubUei, S. 767. 
,p ... ins faciendi Inter se et cum ezteris foedera pro sua con- 
servatione ac securitate singalis statibus perpetunm libernni 
csto, ita tarnen, ne eiusmodi foedera sint contra imperat^rem 
et Imperium pacemque eins publicain." 
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nichtsiieues, sondern ledicrlic^'h die rechtlicthe Festsetzung 
der bestehenden Verhältnisse. 

Wie wir oben sahen, wurde jedes schärfere Vor- 
gehen des Kaisera von den Stunden vereitelt; aber 
auch die auf den Reichstagen aufgestellten Bestim- 
mungen wurden, so locker sie auch waren, nicht ge- 
halten. Bald sehen wir, wie die katholischen Stände die 
evangelischen der Übertretung zeihen, bald wie diese 
sich über das Verhalten der Katholiken ! < klagen. In 
ähnlicher Weise wurden auch die Bestimiiiuiigeii ge- 
handhabt, nicht nach Kecht und Billigkeit, sondern 
nach der jeweiligen politischen Lage und dem poli- 
tischen und religi<toen Bekenntnis der Obrigkeit and 
des Übertreters. Während Kurfürst Friedrich von der 
Pfalz die Rüstungen seines Sohnes zu Grünsten der 
Hugenotten nicht verhindern zu können behauptet, 
hält er es doch für seine Pflicht als Kreisoberster, dem 
Kurfürsten von Trier, der in seinem Gebiet französische 
Werbungen zuiiess, davon dringend abzuraten (1562); 
als dieses nicht fruchtet, suchte er auf einem eigens 
zu dem Zwecke nach Bingen berufenen Kreistage den 
Durchzug der TVuppen zu verhindern an dem Wider- 
stand der drei geistlichen Kurfttroten wiederum schei- 
terte der Plan. Umgekehrt suchte der Kaiser die 
Rüstungen Johann Casimirs zu verhindern, ohne den 
Kui lürsten von der Pfalz aufzniorderii, auch gegen 
die französischen Werbungen in Trier einzuschreiten; 
die Vorbereitungen des Ffalzgraten waren eben zu 
Gunsten der Hugenotten, während die trierischen sich 
gegen sie richteten. Auch wenn der Kaiser einmal 
die Absicht hatte^ Verletzungen der Reich^gesetze zu 
ahnden, so war er dazu nur imstande bei gutem 



1) K 1 u k Ii o h n : Briefe Friedrichs des Frommen, I 304. 
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Willen der mächtigen Reichsfürsten; wenn diese sich 
ßeincm PIäh entgegenstellten, konnte er auf dessen 
AustObruDg nur bestehen auf die Gefahr hin» einen 
allgemeineQ Krieg zu entfesseln. So hatte sich Wolf- 
gang von ZweibrUcken verschiedentlich g^en die 
Reichsgesetze vergangen, indem er unter anderem bei 
seinen Rüstungen für den Prinzen Cond6 seinen Aui- 
traggeber nicht angegeben und die durch seine Truppen 
veranlassten Sehjiden nicht gedeckt hatte; als nun dvr 
Kaiser im Jahre 1569 damit umging, ihn deswegen 
in die Acht zu erklären, vermochte er seine Absicht 
nicht auszuführen, da diesesmal die Pfalz, Sachsen 
und Brandenburg fest zusammenhielten^). 

Das Kelch also hatte nicht einmal im 16. Jahr- 
hundert die Kraft, die dem deutschen Wesen allmählich 
tief ein.i;e\vurzelte Sitte, für Geld fremden Interessen 
zu dienen, abzuschan'en und noch weniger wäre ihm 
das nac h dem westfälischen Frieden möglich gewesen. 
Wenn wir nun trotzdem nach dem dreissigj ährigen 
Kriege ein Abnehmen der Pensionen bemerken, so lag 
der Grund dafür in erster Linie nicht in den deutschen 
Verhältnissen, sondern die Veränderung ging haupt- 
sächlich vom Ausland aus. Die auswärtigen Herrscher 
mochten eine derartige grosse fürstliche Uefolgschaft 
auf die Dauer doch für zu kostspielig^ und die Erfolge 
dem Aufwand zu wenig entsprechend erachten, um 
noch immer ein Heer von Pensionären sich zu halten; 
wie unzuverlässig die Gegenleistungen der deutschen 
Forsten oft waren, haben wir ja oben gesehen. Schon 
Qravella^ hat im Jahre 1563 seinem königlichen 



1) M e 11 z e 1 : Wolfgang von Zweibrücken, S. 545. 

2) von Beaiold: Bündnisrecht der Keichäfürsteu, S. 31; 
Papiers de Granvelle, VII 155. 
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Ich, Emst C las 011, bin am 1. Oktober 1880 
auf der Estancia Leones in Argeutinieii geboren. Ich 
besuchte das städtische Gymnasium zu Bonn, an dem 
ich im Jahre 1899 das Zeugnis der Reife erlangte. 
Während meiner Studienzeit, die durch die einjährige 
Dienstzeit vom 1. Oktober 1899 bis zum 30. September 
1900 unterbrochen wurde, hörte ich philosophische, 
historische, geographische, germanistische und kunst- 
historischc Vorlesungen; 

in Bonn bei den Herren Professoren und Dozenten: 
Erdmaiin, Bender, Wentscher, von Bezold, 
Nissen, Ritter, Hampe, Küntzel, Levison, 
Luckwaldt, Rein, Philippson, Litzmann, 
Wilmanns, Loeschcke; 
in Leipzig bei den Herren Professoren: 
Wundt, Lan\precht, Brandenburg, Buch- 
holz, Weule, Ratzel, Köster, Sievers. 
An historischen und geographischen Übungen 
nahm ich teil bei den Herren Professoren: 

von Bezold, Ritter, Nissen, Rein, Buch- 
holz, Lamprecht, Brandenburg. 
Am 18. Januar 1905 bestand ich das mündliche 
Doktor- und Magisterexamen. 



